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elektronische Form ab Oktober 2009 

Auf Grund des Brandenburgischen Ausfertigungs- und Verkündungsgesetzes vom 7. Juli 2009 (GVBl. I S. 192) wird das 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg künftig in elektronischer Form herausgegeben. Das Gesetz tritt am 
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Abruf erfolgt unentgeltlich, die abgerufenen Dateien dürfen ebenfalls unentgeltlich gespeichert und ausgedruckt werden. 

Die Einteilung des Blattes in zwei Teile, Teil I für Gesetze, Teil II für Verordnungen, bleibt erhalten. Mit der Umstellung auf 
die elektronische Form ist jedoch eine Änderung der Erscheinungsweise verbunden. Gesetze, Verordnungen und sonstige Be­
kanntmachungen werden in einer jeweils eigenen Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes erscheinen und nicht mehr in 
einer periodischen Ausgabe zusammengefasst. Die Einzelausgabe trägt weiterhin die Jahrgangsbezeichnung, das Erschei­
nungsdatum und eine innerhalb des Jahrgangs fortlaufende Nummer. Die Seitenzählung erfolgt nicht mehr fortlaufend für den 
gesamten Jahrgang, sondern bezieht sich jeweils auf die einzelne Ausgabe. Eine veröffentlichte Vorschrift wird künftig nach 
der fortlaufenden Nummer der Ausgabe zitiert. 

Für jedermann besteht daneben die Möglichkeit der Einsichtnahme in Sammlungen nichtamtlicher Papierausdrucke des Ge­
setz- und Verordnungsblattes bei den Amtsgerichten des Landes. Bei den Gemeinden soll das Gesetz- und Verordnungsblatt in 
elektronischer Form ebenfalls zur Einsichtnahme bereitgehalten werden; dort sollen gegen Erstattung der dadurch entstehen­
den Kosten auch Ausdrucke angefertigt werden. 

Auf Wunsch besteht ferner die Möglichkeit, Papierausdrucke des elektronischen Gesetz- und Verordnungsblattes als Einzel­
ausgabe oder im Abonnement gegen Entgelt zu beziehen. Herstellung und Vertrieb dieser – ebenfalls nichtamtlichen – Papier­
ausgaben wird weiterhin die Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH übernehmen. Die 
Druckerei wird sich mit den bisherigen Abonnenten des Blattes in Verbindung setzen, um zu klären, ob der Bezug in Papier­
form fortgesetzt werden soll. 
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Verordnung über die Arbeitszeit der Beamten 

im Land Brandenburg und zur Änderung 


der Justiz-Zuständigkeitsübertragungsverordnung


Vom 16. September 2009 

Auf Grund des § 76 Absatz 1 Satz 1 und 3 des Landesbeamten­
gesetzes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26) verordnet die Lan­
desregierung: 

Artikel 1 
Verordnung über die Arbeitszeit der Beamten 


im Land Brandenburg

(Arbeitszeitverordnung – AZV)


Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen


§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für die in § 1 des Landesbeamten­
gesetzes genannten Beamten mit Ausnahme der 

1.	 Beamten des Polizei- und Justizvollzugsdienstes, 
2.	 Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes, 
3.	 Ehrenbeamten, 
4.	 Beamten, für die nach dem Brandenburgischen Hochschul­

gesetz vom 18. Dezember 2008 (GVBl. I S. 318), das zu­
letzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 3. April 2009 
(GVBl I. S. 26) geändert worden ist, in der jeweils gelten­
den Fassung die Vorschriften über die Arbeitszeit nicht an­
zuwenden sind, 

5.	 Staatsanwälte, Amtsanwälte und Wirtschaftsreferenten bei 
den Staatsanwaltschaften. 

(2) Für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst bestimmt 
die oberste Dienstbehörde, ob und inwieweit die Vorschriften 
dieser Verordnung anzuwenden sind. 

(3) Die in dieser Verordnung genannten Funktions-, Status­
und anderen Bezeichnungen gelten für Frauen und Männer. 

§ 2 
Zuständigkeit 

Entscheidungen und Maßnahmen nach dieser Verordnung trifft, 
wenn nichts anderes bestimmt ist, der Dienstvorgesetzte nach 
§ 2 des Landesbeamtengesetzes. 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung ist 

1.	 die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit die innerhalb von 

vier Monaten durchschnittlich zu erbringende wöchentli­
che Arbeitszeit, 

2.	 die Ruhepause der Zeitraum innerhalb der Arbeitszeit, in 
dem Beamte keinen Dienst leisten und sich auch nicht da­
für bereithalten müssen, 

3. 	 die Ruhezeit jeder Zeitraum außerhalb der Arbeitszeit, 
4.	 die gleitende Arbeitszeit oder Gleitzeit die Arbeitszeit, bei 

der Beamte Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit in 
gewissen Grenzen selbst bestimmen können, 

5.	 die Kernarbeitszeit der Teil der regelmäßigen täglichen Ar­
beitszeit, in dem grundsätzlich alle Beamten in der Dienst­
stelle anwesend sein müssen, 

6.	 die Servicezeit der Teil der regelmäßigen täglichen Arbeits­
zeit, in dem der Dienstbetrieb durch Absprache der Beam­
ten sichergestellt wird, 

7.	 die Rufbereitschaft die Pflicht, sich außerhalb der Dienst­
stelle bereitzuhalten, um im Bedarfsfall unverzüglich den 
Dienst aufzunehmen, 

8.	 der Bereitschaftsdienst die Pflicht sich ohne ständig zur 
Dienstleistung verpflichtet zu sein, an einer vom Dienst­
vorgesetzten bestimmten Stelle aufzuhalten, um im Be­
darfsfall den Dienst aufzunehmen, wenn dabei Zeiten ohne 
Arbeitsleistung überwiegen, 

9.	 der Schichtdienst der Dienst nach einem Schichtplan, der 
einen regelmäßigen Wechsel des Beginns der täglichen Ar­
beitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten 
von längstens einem Monat vorsieht, 

10. der Wechselschichtdienst der Dienst nach einem Schicht­
plan, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Ar­
beitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei dem der Beamte 
durchschnittlich längstens nach Ablauf eines Monats er­
neut zur Nachtschicht herangezogen wird und bei dem un­
unterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und 
feiertags gearbeitet wird, 

11. der Nachtdienst ein Dienst, der mehr als zwei Stunden in 
der Zeit zwischen 21 und 6 Uhr umfasst. 

Abschnitt 2

Allgemeine Regelungen zur Arbeitszeit


§ 4 
Wöchentliche und tägliche Arbeitszeit 

(1) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt ausschließ­
lich der Pausen 40, die regelmäßige tägliche Arbeitszeit 8 Stun­
den. 

(2) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit vermindert sich 
um die dienstfreien Zeiten gemäß § 5 und für jeden gesetzlichen 
Feiertag, wenn dieser auf einen Arbeitstag fällt, um die Arbeits­
zeit, die an diesem Tag zu leisten wäre. 

(3) Wenn die dienstlichen Belange es dringend erfordern, kann 
die Dienststellenleitung die tägliche Arbeitszeit verlängern oder 
verkürzen; dabei dürfen zwölf Stunden am Tag nicht über­
schritten werden. Eine abweichende Einteilung der Arbeitszeit 
ist innerhalb von vier Monaten auszugleichen. Die regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit darf dabei im Durchschnitt pro Sie­
bentageszeitraum 48 Stunden einschließlich der Mehrarbeits­
stunden nicht überschreiten. 
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§ 5 
Arbeitstage 

(1) Als Arbeitstage gelten grundsätzlich die Wochentage Mon­
tag bis Freitag. Soweit keine dienstlichen Belange entgegen­
stehen, kann Beamten gestattet werden, auch am Sonnabend 
Dienst zu leisten. 

(2) Soweit es dienstlich erforderlich ist, kann die Dienststellen­
leitung oder der Dienstvorgesetzte Dienst an Sonnabenden, 
Sonn- und Feiertagen oder zu anderen dienstfreien Zeiten an­
ordnen. Die an diesen Tagen geleisteten Zeiten sind durch Zeit­
ausgleich an anderen Tagen auszugleichen, der zusammenhän­
gend gewährt werden soll. 

(3) Die Landesregierung kann anordnen, dass aus besonderem 
Anlass der Dienst an einzelnen Arbeitstagen ganz oder teil­
weise entfällt. Bei örtlich bedingten besonderen Anlässen kann 
das Entfallen der Dienstleistungspflicht von der obersten Dienst­
behörde und, wenn der Anlass nur eine einzelne Dienststelle 
berührt, vom Dienstvorgesetzten angeordnet werden. 

(4) Am 24. und 31. Dezember entfällt der Dienst, sofern die 
dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es zulassen. Kann 
der Dienst aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen nicht 
entfallen, ist an einem anderen Tag Freizeitausgleich im Um­
fang der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit zu gewähren. 

§ 6 
Arbeitszeitregelungen bei Teilzeitbeschäftigung 

Die Verteilung der bei Teilzeitbeschäftigung zu erbringenden 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist unter Berücksichti­
gung dienstlicher Belange festzulegen. 

§ 7 
Anordnung von Mehrarbeit in Eilfällen 

Mehrarbeit nach § 76 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
kann in Eilfällen auch der Vorgesetzte für einzelne Beamte an­
ordnen. 

§ 8 
Ruhepausen, Ruhezeiten 

(1) Ruhepausen werden außer bei Wechselschichtdienst nicht 
auf die Arbeitszeit angerechnet. 

(2) Die Arbeit ist spätestens nach sechs Stunden durch eine Ruhe­
pause von mindestens 30 Minuten zu unterbrechen. Bei einer 
im Voraus festgelegten Arbeitszeit von mehr als neun Stunden 
beträgt die Ruhepause mindestens 45 Minuten. 

(3) Pro 24-Stunden-Zeitraum ist eine Mindestruhezeit von elf 
zusammenhängenden Stunden und pro Siebentageszeitraum ei­
ne kontinuierliche Mindestruhezeit von 24 Stunden einzuhal­
ten. 

Abschnitt 3 
Besondere Arbeitszeitgestaltung aus dienstlichen Gründen 

§ 9 
Dienstreisen 

(1) Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inan­
spruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als Arbeitszeit, es 
sei denn, dass die Reisezeit das Dienstgeschäft beinhaltet. 

(2) Für jeden Tag der Dienstreise einschließlich der Reisetage 
wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende regelmäßige 
oder dienstplanmäßige Arbeitszeit bis zur regelmäßig vorgese­
henen täglichen Arbeitszeit berücksichtigt, wenn diese infolge 
der Nichtberücksichtigung der Reise- und Wartezeiten nicht er­
reicht würde. Bei gleitender Arbeitszeit wird die durchschnitt­
liche tägliche Arbeitszeit angerechnet. 

(3) Werden bei Dienstreisen, die über die regelmäßige oder 
dienstplanmäßige Arbeitszeit hinausgehen, die nicht anrechen­
baren Reise- und Wartezeiten im Monat um insgesamt zehn 
Stunden überschritten, so wird auf Antrag die Hälfte dieser über­
schrittenen Zeiten bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich 
gewährt und bei gleitender Arbeitszeit im Rahmen des § 12 auf 
die Arbeitszeit angerechnet. 

(4) Bei Teilzeitbeschäftigung wird die Dauer der Dienstreise 
bis zur Länge der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit für Voll­
zeitbeschäftigung zugrunde gelegt, falls dies für den Beamten 
günstiger ist als die Berücksichtigung der individuellen regel­
mäßigen täglichen Arbeitszeit. 

§ 10 
Schichtdienst, Nachtdienst 

(1) Sind für eine Dienststelle oder Teile einer Dienststelle auf 
Grund der besonderen dienstlichen Aufgaben oder örtlichen Ver­
hältnisse Dienststunden zu leisten, die auf Dauer die regelmä­
ßige wöchentliche Arbeitszeit überschreiten würden, so ist der 
Dienst durch Schichtwechsel zu organisieren. 

(2) Für Beamte im Wechselschichtdienst vermindert sich die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit in entsprechendem Um­
fang wie für Beamte desselben Verwaltungszweiges mit regel­
mäßiger Arbeitszeit; dies gilt ohne Rücksicht darauf, ob der be­
treffende Beamte an dem für die Beamten mit regelmäßiger Ar­
beitszeit dienstfreien Tag tatsächlich Dienst leisten muss oder 
dienstfrei hat. 

(3) Der besonderen Beanspruchung der Arbeitskraft durch 
Nachtdienst ist bei der Gestaltung der Arbeitszeit Rechnung zu 
tragen. 

§ 11 
Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft 

(1) Bereitschaftsdienst nach § 76 Absatz 3 Satz 1 des Landes­
beamtengesetzes darf in einem Bezugszeitraum von vier Mo­
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naten die durchschnittliche Arbeitszeit 48 Stunden im Sieben­
tageszeitraum nicht überschreiten. 

(2) Muss der Beamte auf Anordnung außerhalb der regelmäßi­
gen Arbeitszeit mehr als zehn Stunden im Monat Rufbereit­
schaft leisten, so ist diese Zeit zu einem Zwölftel durch Frei­
zeitgewährung auszugleichen. 

Abschnitt 4

Flexible Arbeitszeitgestaltung


§ 12 
Gleitende Arbeitszeit, Arbeitszeitkonto 

(1) Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit kann in der Weise ge­
regelt werden, dass der Beamte innerhalb der Zeitspanne von 
frühestens 6 Uhr bis spätestens 21 Uhr jeweils Dienstbeginn 
und Dienstende selbst bestimmen kann (gleitende Arbeitszeit). 
Dabei dürfen täglich nicht mehr als zehn Stunden auf die regel­
mäßige Arbeitszeit angerechnet werden. 

(2) Unter Berücksichtigung dienstlicher Belange können inner­
halb der täglichen Arbeitszeit Kernarbeitszeit- oder Servicezeit­
räume bis 20 Uhr festgelegt werden. Die Kernarbeitszeit soll 
täglich nicht mehr als sechs Stunden umfassen. 

(3) Aus dienstlichen Gründen können Beamte dauernd oder 
vorübergehend von den Regelungen nach Absatz 1 und 2 aus­
genommen werden. 

(4) Im Rahmen gleitender Arbeitszeit ist ein Gleitzeitkonto zu 
führen. Dabei kann ein Zeitguthaben bis zu 120 Stunden und 
ein Zeitdefizit bis zu 40 Stunden vorgesehen werden. Auf An­
trag kann in begründeten Ausnahmefällen die Höchstgrenze 
des Zeitguthabens oder des Zeitdefizits überschritten werden. 

(5) Abweichend von Absatz 4 ist die Einrichtung eines langfris­
tigen Arbeitszeitkontos zulässig. Das für das allgemeine öffent­
liche Dienstrecht zuständige Ministerium erlässt die hierfür 
notwendigen Ausführungsvorschriften im Einvernehmen mit 
dem für das finanzielle öffentliche Dienstrecht zuständigen Mi­
nisterium. 

(6) Soweit keine dienstlichen Belange entgegenstehen, können 
unter Berücksichtigung von Absatz 4 Satz 2 und 3 und unter An­
rechnung auf das Gleitzeitkonto nach Absatz 4 freie Tage oder 
Stunden auch während der Kernarbeitszeit gewährt werden. 

(7) Wird die regelmäßige tägliche Arbeitszeit infolge Dienstun­
fähigkeit nicht erreicht, wird zur Berechnung der Anwesen­
heitszeit die regelmäßige tägliche Arbeitszeit zugrunde gelegt. 

(8) Soweit dienstliche Belange nicht entgegenstehen, finden 
bei Teilzeitbeschäftigung die Regelungen zur gleitenden Ar­
beitszeit sinngemäß Anwendung. 

§ 13 
Zeiterfassung, Datenschutz 

(1) Bei Landesbehörden, Einrichtungen des Landes und Lan­
desbetrieben mit gleitender Arbeitszeit ist diese grundsätzlich 

durch Zeiterfassungsgeräte zu erfassen. Die oberste Dienstbe­
hörde kann in begründeten Fällen Ausnahmen zulassen, insbe­
sondere wenn die Eigenart des Dienstes der Verwendung von 
Zeiterfassungsgeräten entgegensteht oder die Anschaffung der 
Zeiterfassungsgeräte unwirtschaftlich erscheint. 

(2) Die für die Zeiterfassung erhobenen personenbezogenen 
Daten dürfen nur ausgewertet werden, um zu überprüfen, ob 
der Beamte seine regelmäßig zu leistende Arbeitszeit eingehal­
ten hat. Diese personenbezogenen Daten sind durch organisa­
torische und technische Maßnahmen gegen unzulässige Verar­
beitung sowie gegen Kenntnisnahme durch Unbefugte zu si­
chern. Sie sind zu löschen, wenn ihre Kenntnis für die Daten 
verarbeitende Stelle zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erfor­
derlich ist. 

§ 14 
Arbeitsortflexibilisierung 

Soweit keine dienstlichen Belange entgegenstehen, kann Be­
amten gestattet werden, ihre Dienstleistung teilweise auch außer­
halb ihrer Dienststelle zu erbringen. 

§ 15 
Experimentierklausel, Abweichungen 

(1) Zur Erprobung neuer Arbeitszeitmodelle kann das für das 
allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständige Ministerium auf 
Antrag der obersten Dienstbehörde von den Bestimmungen 
dieser Verordnung Ausnahmen zulassen. Anträge der Gemein­
den und Gemeindeverbände bedürfen einer Stellungnahme des 
zuständigen Landrates. Satz 1 und 2 gilt auch, wenn dieselbe 
oder eine ähnliche Regelung von einer anderen Dienststelle be­
reits erprobt wird. 

(2) Für Beamte, deren Arbeitszeit nicht nur auf die Tage Mon­
tag bis Freitag verteilt ist, und für die Dozenten an Fachhoch­
schulen für den öffentlichen Dienst kann die zuständige obers­
te Dienstbehörde von den §§ 4, 5 und 12 abweichen, soweit die 
dienstlichen Belange es erfordern. 

Abschnitt 5

Arbeitszeitregelungen für besondere Beamtengruppen


§ 16 
Lehrkräfte an Schulen in öffentlicher Trägerschaft 

(1) Für Lehrkräfte an den Schulen in öffentlicher Trägerschaft 
im Land Brandenburg kann auch der Sonnabend als Arbeitstag 
angeordnet werden. § 15 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(2) Die wöchentliche Unterrichtsverpflichtung der Lehrkräfte 
an Schulen in öffentlicher Trägerschaft im Rahmen der Wo­
chenarbeitszeit nach Absatz 1 ergibt sich aus der Anlage zu 
dieser Verordnung. Bei der Festsetzung dieser Unterrichtsver­
pflichtung ist die zeitliche Inanspruchnahme für schulische 
Prüfungen und Prüfungen nach dem Berufsbildungsgesetz vom 
23. März 2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt durch Artikel 15 
Absatz 90 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) 
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geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung zur Mit­
arbeit und zur Erstellung von Prüfungsaufgaben nach dem Be­
rufsbildungsgesetz, für die Hospitation und Beurteilung sowie 
die Beratung von Lehramtskandidaten im Rahmen der Lehrer­
ausbildung und zur Teilnahme an Schulveranstaltungen bereits 
berücksichtigt. Für die Berechnung des Durchschnitts der re­
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von bis 
zu einem Jahr zugrunde zu legen. Das für Schule zuständige 
Ministerium regelt durch Verwaltungsvorschriften, ob und in 
welchem Umfang die Unterrichtsverpflichtung für Lehrkräfte 
ermäßigt werden kann. 

(3) Anstelle der nach § 76 Absatz 2 Satz 3 des Landesbeamten­
gesetzes geregelten Vergütung von Mehrarbeit kann Lehrkräf­
ten an Schulen in öffentlicher Trägerschaft im Rahmen der 
schulorganisatorischen Möglichkeiten der Freizeitausgleich auch 
im nächsten Schulhalbjahr oder im nächsten Schuljahr gewährt 
werden. Näheres wird durch das für Schule zuständige Minis­
terium durch Verwaltungsvorschriften geregelt. 

Abschnitt 6

Schlussvorschriften


§ 17 
Übergangsvorschriften 

(1) Dienststellen, in denen von dieser Verordnung abweichende 
Dienstvereinbarungen zur gleitenden Arbeitszeit bestehen, ha­
ben diese Regelungen innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung an die Arbeitszeitverordnung anzupassen. 
Regelungen nach § 15 bleiben unberührt. 

(2) Die während der Gesamtdauer der Altersteilzeit nach § 133 
des Landesbeamtengesetzes zu leistende Arbeit kann so verteilt 
werden, dass sie 

1.	 durchgehend geleistet wird (Teilzeitmodell), 
2.	 zunächst geleistet und der Beamte anschließend von der 

Arbeit freigestellt wird (Blockmodell). 

§ 6 gilt entsprechend. 

Anlage 
(zu § 16 Absatz 2 Satz 1) 

Die Pflichtstundenzahl beträgt an: 

1.	 den Grundschulen 28 Pflichtstunden, 
2.	 den Förderschulen mit dem sonderpädagogischen Förder­

schwerpunkt „geistige Entwicklung“ im Ganztagsbereich 
20 Pflichtstunden, 11 Zeitstunden, 

3.	 den übrigen Schulen 26 Pflichtstunden. 

Bei Schulen oder Förderklassen, die gemäß § 16 Absatz 3 des 
Brandenburgischen Schulgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 2. August 2002 (GVBl. I S. 78), das zuletzt 
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 23. September 2008 
(GVBl. I S. 202) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung zusammengefasst sind, ergibt sich die Pflichtstunden­
zahl aus dem überwiegenden Einsatz. 

Artikel 2 
Änderung der 

Justiz-Zuständigkeitsübertragungsverordnung 

§ 1 der Justiz-Zuständigkeitsübertragungsverordnung vom 
28. November 2006 (GVBl. II S. 479), die zuletzt durch die 
Verordnung vom 1. April 2008 (GVBl. II S. 126) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1.	 In Nummer 59 wird der Punkt am Ende durch ein Semiko­
lon ersetzt. 

2.	 Folgende Nummer 60 wird angefügt: 

„60.	 Landesbeamtengesetz: 
die Ermächtigung nach § 76 Absatz 1 Satz 1 für die 
Beamtengruppe der Staatsanwälte, Amtsanwälte und 
Wirtschaftsreferenten bei den Staatsanwaltschaften.“ 

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Arbeitszeitverordnung vom 17. No­
vember 1997 (GVBl. II S. 842), die zuletzt durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 22. März 2004 (GVBl. I S. 59, 66) geändert wor­
den ist, außer Kraft. Für Justizvollzugsbeamte tritt die Verord­
nung erst mit dem Inkrafttreten einer gemeinsamen Arbeits­
zeitverordnung gemäß § 76 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeam­
tengesetzes außer Kraft. Für die Beamtengruppe der Staatsan­
wälte, Amtsanwälte und Wirtschaftsreferenten bei den Staats­
anwaltschaften tritt die Verordnung erst mit dem Inkrafttreten 
einer auf Grund des § 1 Nummer 60 der Justiz-Zuständigkeits­
übertragungsverordnung erlassenen Arbeitszeitverordnung au­
ßer Kraft. 

Potsdam, den 16. September 2009 

Die Landesregierung 
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Matthias Platzeck 

Der Minister des Innern 

Jörg Schönbohm 

Die Ministerin der Justiz 

Beate Blechinger 
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Verordnung über Erholungsurlaub und 
Dienstbefreiung der Beamten und Richter 

im Land Brandenburg 
(Erholungsurlaubs- und 

Dienstbefreiungsverordnung – EUrlDbV) 

Vom 16. September 2009 

Auf Grund des § 77 Absatz 1 und 2 des Landesbeamtengeset­
zes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26) verordnet die Landesre­
gierung: 

Abschnitt 1 
Allgemeines 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für die in § 1 des Landesbeamtenge­
setzes genannten Beamten. Sie gilt für die Richter des Landes 
gemäß § 11 des Brandenburgischen Richtergesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 22. November 1996 (GVBl. I 
S. 322), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 3. April 
2009 (GVBl. I S. 26, 59) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend. 

(2) Die in dieser Verordnung genannten Funktions-, Status­
und anderen Bezeichnungen gelten für Frauen und Männer. 

Abschnitt 2

Erholungsurlaub


§ 2 
Urlaubsdauer 

(1) Der Erholungsurlaub beträgt für Beamte, deren regelmäßi­
ge wöchentliche Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwo­
che verteilt ist, für jedes Kalenderjahr 

bis zum vollendeten 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage, 
bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 29 Arbeitstage, 
nach vollendetem 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage. 

Für die Erholungsurlaubsdauer ist das Lebensalter maßgebend, 
das von dem Beamten vor Beendigung des Kalenderjahres er­
reicht wird. 

(2) Beamten steht für jeden vollen Monat der Dienstleistungs­
pflicht ein Zwölftel des Erholungsurlaubs nach Absatz 1 zu, 
wenn 

1.	 sie im Laufe des Kalenderjahres in den öffentlichen Dienst 
eingetreten sind, 

2.	 eine Beurlaubung ohne Besoldung durch Aufnahme des 
Dienstes vorübergehend unterbrochen wird oder 

3.	 das Beamtenverhältnis im Laufe des Kalenderjahres endet. 

Bei Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand beträgt der Erho­
lungsurlaub sechs Zwölftel, wenn das Beamtenverhältnis in der 
ersten Hälfte des Kalenderjahres endet und zwölf Zwölftel, 
wenn das Beamtenverhältnis in der zweiten Hälfte des Kalen­
derjahres endet. Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Der Erholungsurlaub nach Absatz 1 wird für jeden vollen 
Kalendermonat 

1.	 einer Beurlaubung ohne Besoldung oder 
2.	 einer Freistellung von der Arbeit bei Altersteilzeit im Block­

modell nach § 133 des Landesbeamtengesetzes 

um ein Zwölftel gekürzt. Der Erholungsurlaub wird nicht nach 
Satz 1 gekürzt, wenn die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle spätestens bei der Beendigung einer Beur­
laubung ohne Besoldung schriftlich anerkannt hat, dass diese 
dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient. § 7 
bleibt unberührt. 

(4) Arbeitstage im Sinne dieser Verordnung sind alle Kalender­
tage, an denen der Beamte Dienst zu leisten hat. Endet eine 
Dienstschicht erst am folgenden Kalendertag, gilt als Arbeits­
tag nur der Kalendertag, an dem sie begonnen hat. Ein nach 
Absatz 1 als Erholungsurlaub zustehender Arbeitstag entspricht 
einem Fünftel der jeweiligen regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit des Beamten; ändert sich deren Dauer im Laufe eines 
Monats, ist die höhere Dauer für den ganzen Monat anzuset­
zen. 

(5) Ergeben sich wegen anderweitiger Verteilung der regelmä­
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit gemäß § 3 Nummer 1 der 
Arbeitszeitverordnung regelmäßig oder dienstplanmäßig im 
Durchschnitt des Kalenderjahres mehr oder weniger als fünf 
Arbeitstage in der Kalenderwoche, erhöht oder vermindert sich 
der Erholungsurlaub im Verhältnis der Anzahl der zusätzlichen 
Arbeitstage oder der zusätzlichen freien Tage im Kalenderjahr 
zu 260. Wird die Verteilung der durchschnittlichen regelmäßi­
gen wöchentlichen Arbeitszeit während des Kalenderjahres ge­
ändert, ist die Zahl der Erholungsurlaubstage zugrunde zu le­
gen, die sich ergeben würde, wenn die für die Urlaubszeit maß­
gebende Verteilung der Arbeitszeit für das ganze Kalenderjahr 
gelten würde. Ergibt sich bei dieser Berechnung ein Bruchteil 
eines Tages von 0,5 oder mehr, wird er auf einen vollen Erho­
lungsurlaubstag aufgerundet, ein Bruchteil von weniger als 0,5 
bleibt unberücksichtigt. 

(6) Der Erholungsurlaub einschließlich eines Zusatzurlaubs nach 
§ 5 kann nach Stunden berechnet werden. 

(7) In einem Kalenderjahr zu viel gewährter Erholungsurlaub 
ist durch Anrechnung auf einen neuen Erholungsurlaubsan­
spruch auszugleichen. Soweit Beamte den ihnen zustehenden 
Erholungs- und Zusatzurlaub vor dem Beginn einer Beurlau­
bung ohne Besoldung oder vor Beginn der mutterschutzrecht­
lichen Beschäftigungsverbote nicht erhalten haben, ist der Rest­
urlaub nach dem Ende dieser Beurlaubung ohne Besoldung 
oder dieser Schutzfristen dem Erholungsurlaub des laufenden 
Kalenderjahres hinzuzufügen. 
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§ 3 
Erholungsurlaub jugendlicher Beamter 

Der Erholungsurlaub der jugendlichen Beamten richtet sich 
nach den Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 
12. April 1976 (BGBl. I S. 965), das zuletzt durch Artikel 3 Ab­
satz 2 des Gesetzes vom 31. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2149) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung; ein 
weitergehender Erholungsurlaubsanspruch nach dieser Verord­
nung bleibt unberührt. 

§ 4 
Lage des Erholungsurlaubs in besonderen Fällen 

(1) Für Lehrer an öffentlichen Schulen wird der Anspruch auf 
Erholungsurlaub durch die Schulferien abgegolten. Sie können 
jedoch während der Ferien aus dienstlichen Gründen in ange­
messenem Umfang zu Dienstleistungen herangezogen werden. 

(2) Beamte im Vorbereitungsdienst sollen den Erholungsurlaub 
nur während der fachpraktischen Ausbildung oder in ihrer unter­
richtsfreien Zeit nehmen. 

§ 5 
Zusatzurlaub für Schichtdienst 

(1) Verrichtet ein Beamter Wechselschichtdienst, bei dem der 
Dienst nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wech­
sel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei 
dem der Beamte durchschnittlich längstens nach Ablauf eines 
Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen wird und bei 
dem ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags 
und feiertags gearbeitet wird, erhält er für je zwei zusammen­
hängende Monate einen Tag Zusatzurlaub. 

(2) Verrichtet ein Beamter Schichtdienst, bei dem der Dienst 
nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel des 
Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden 
in Zeitabschnitten von längstens einem Monat vorsieht, erhält 
er für je vier zusammenhängende Monate einen Tag Zusatz­
urlaub. 

(3) Im Falle nicht ständigen Wechselschicht- oder Schichtdiens­
tes erhält der Beamte einen Tag Zusatzurlaub für 

1.	 je drei Monate im Jahr, in denen überwiegend Wechsel­
schichtdienst geleistet wurde und 

2.	 je fünf Monate im Jahr, in denen überwiegend Schichtdienst 
geleistet wurde. 

(4) Werden die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 nicht er­
füllt, erhält der Beamte 

1.	 einen Arbeitstag Zusatzurlaub, wenn er mindestens 150 Stun­
den, 

2.	 zwei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 300 Stun­
den, 

3.	 drei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 450 Stun­
den, 

4.	 vier Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 600 Stun­
den 

Nachtdienst geleistet hat. Auf Beamte, deren Arbeitszeit nach 
§ 78 oder § 80 des Landesbeamtengesetzes in der jeweils gel­
tenden Fassung ermäßigt worden ist, ist Satz 1 mit der Maßga­
be anzuwenden, dass die Zahl der geforderten Nachtdienststun­
den im Verhältnis der ermäßigten Arbeitszeit zur regelmäßigen 
Arbeitszeit gekürzt wird. 

(5) Der Bemessung des Zusatzurlaubs für ein Kalenderjahr wer­
den die in diesem Kalenderjahr erbrachten Dienstleistungen 
nach den Absätzen 1 bis 4 zugrunde gelegt. Absatz 7 bleibt un­
berührt. § 2 Absatz 5 ist nicht anzuwenden. 

(6) Nachtdienst ist der dienstplanmäßige Dienst zwischen 
21 Uhr und 6 Uhr. 

(7) Für Beamte, die vor Beendigung des Kalenderjahres das 
50. Lebensjahr vollendet haben, erhöht sich der Zusatzurlaub 
um einen Arbeitstag. 

§ 6 
Wartezeit 

(1) Erholungsurlaub kann erst sechs Monate nach der Einstel­
lung in den öffentlichen Dienst (Wartezeit) beansprucht wer­
den. Aus besonderen Gründen kann Erholungsurlaub vor Ab­
lauf der Wartezeit genehmigt werden. 

(2) Die Wartezeit jugendlicher Beamter beträgt drei Monate. 

§ 7 
Anrechnung früheren Erholungsurlaubs 

Erholungsurlaub, den der Beamte in einem anderen Beschäfti­
gungsverhältnis innerhalb und außerhalb des öffentlichen Diens­
tes für Zeiten erhalten hat, für die Erholungsurlaub nach die­
ser Verordnung zusteht, ist auf den Erholungsurlaub anzurech­
nen. 

§ 8 
Ansparung des Erholungsurlaubs 

Erholungsurlaub nach § 2 Absatz 1, der bis zu den in § 10 be­
stimmten Fristen nicht genommen ist, wird ab dem 21. Ur­
laubstag angespart. § 2 Absatz 6 gilt entsprechend. Für Beam­
te, deren Arbeitszeit nicht auf fünf Tage pro Kalenderwoche 
verteilt ist, bestimmt sich die Anzahl der möglichen Anspar­
tage in entsprechender Anwendung von § 2 Absatz 5. 

§ 9 
Verlegung des Erholungsurlaubs 

Wünscht der Beamte aus wichtigen Gründen den Erholungsur­
laub hinauszuschieben oder abzubrechen, so ist dem Wunsch 
zu entsprechen, wenn dies mit den Erfordernissen des Dienstes 
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vereinbar ist und die Arbeitskraft des Beamten dadurch nicht 
gefährdet wird. 

§ 10 
Verfall des Erholungsurlaubs 

Der Erholungsurlaub soll grundsätzlich im Kalenderjahr ge­
nommen werden. Mit Ausnahme des nach § 8 angesparten 
Teils verfällt Erholungsurlaub, der nicht innerhalb von neun 
Monaten nach dem Ende des Kalenderjahres genommen wor­
den ist. Ist ein Beamter erst in der zweiten Hälfte des Kalen­
derjahres in den öffentlichen Dienst eingetreten, verfällt der 
Erholungsurlaub mit dem Ablauf des folgenden Kalenderjah­
res. Soweit Beamte den ihnen zustehenden Erholungsurlaub 
bis einschließlich 20 Tage wegen Dienstunfähigkeit innerhalb 
der Verfallsfristen nicht erhalten haben, wird der Resterho­
lungsurlaub nach dem Ende der Dienstunfähigkeit nach § 8 
angespart. Der Resterholungsurlaub verfällt in den Fällen der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses nach § 21 des Beam­
tenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das 
durch Artikel 15 Absatz 16 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 
(BGBl. I S. 160) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung. 

Abschnitt 3

Dienstbefreiungen


§ 11 
Dienstbefreiungen 

(1) Dienstbefreiung unter Fortzahlung der Besoldung ist zu ge­
nehmigen 

1.	 für die Dauer der notwendigen Abwesenheit vom Dienst 

a)	 für die Teilnahme an öffentlichen Wahlen und Abstim­
mungen, 

b)	 zur Wahrnehmung amtlicher, insbesondere gerichtlicher 
oder polizeilicher Termine, soweit sie nicht durch pri­
vate Angelegenheiten des Beamten veranlasst sind, 

2.	 für die Dauer der notwendigen Abwesenheit vom Dienst 

a) 	 für beihilfefähige Rehabilitätsmaßnahmen nach § 35 
Absatz 1 Nummer 1 bis 4 der Bundesbeihilfeverord­
nung vom 13. Februar 2009 (BGBl. I S. 326) in der je­
weils geltenden Fassung, 

b)	 für genehmigte beamtenrechtliche Rehabilitationsver­
fahren der Heilfürsorge oder Unfallfürsorge, 

c)	 für medizinische Vorsorge- oder Rehabilitationsmaß­
nahmen, die ein Träger der gesetzlichen Renten-, Kran­
ken- oder Unfallversicherung, ein Versorgungs- oder 
sonstiger Sozialleistungsträger bewilligt hat und die in 
einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Re­
habilitation stationär durchgeführt werden. 

Bei der Festlegung des Beginns der Dienstbefreiung nach 
Satz 1 Nummer 2 soll auf dienstliche Belange Rücksicht 
genommen werden. Die Dienstbefreiung erfolgt für die als 

beihilfefähig anerkannte oder vom Leistungsträger bewil­
ligte Dauer sowie für die Dauer ärztlich verordneter famili­
enorientierter Rehabilitation bei Krebserkrankung eines 
Kindes. Die Häufigkeit der Dienstbefreiung bestimmt sich 
nach den Regelungen des Beihilferechts oder nach den 
rechtlichen Bestimmungen des Leistungsträgers. Soweit 
für eine in Satz 1 genannte Rehabilitationsmaßnahme keine 
Dienstbefreiung unter Fortzahlung der Besoldung gewährt 
wird oder der Beamte im Anschluss an die Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation Urlaub ver­
langt, ist ihm auf Antrag eine Beurlaubung unter Wegfall 
der Besoldung oder Erholungsurlaub zu gewähren. 

(2) Dienstbefreiung unter Fortzahlung der Besoldung ist zu ge­
nehmigen aus nachstehenden wichtigen persönlichen Gründen 

1.	 Niederkunft der Ehefrau oder Lebenspartnerin für einen 
Arbeitstag, 

2.	 Tod des Ehe- oder Lebenspartners, eines Kindes oder El­
ternteils für zwei Arbeitstage, 

3.	 Umzug an einen anderen Ort aus dienstlichem Grund für 
einen Arbeitstag, 

4.	 25-, 40- und 50-jähriges Dienstjubiläum für einen Arbeits­
tag, 

5.	 schwere Erkrankung eines Angehörigen, soweit dieser in 
demselben Haushalt lebt, für einen Arbeitstag im Kalen­
derjahr, 

6.	 schwere Erkrankung eines Kindes, das das zwölfte Lebens­
jahr noch nicht vollendet hat oder eines behinderten und 
auf Hilfe angewiesenen Kindes, für jedes Kind bis zu vier 
Arbeitstage im Kalenderjahr, 

7.	 schwere Erkrankung einer Betreuungsperson, wenn der 
Beamte deshalb die Betreuung seines Kindes, das das achte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen körper­
licher, geistiger oder seelischer Behinderung dauernd pfle­
gebedürftig ist, übernehmen muss, bis zu vier Arbeitstage 
im Kalenderjahr. 

Nummer 1 und 2 gilt für eingetragene Lebenspartner entspre­
chend. In den Fällen der Nummer 6 kann Beamten, deren 
Dienstbezüge oder Anwärterbezüge die Jahresarbeitsentgelt­
grenze nach § 6 Absatz 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
in der jeweils geltenden Fassung nicht überschreiten, darüber 
hinaus Dienstbefreiung bis zum Umfang von insgesamt 75 Pro­
zent der in § 45 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch in der je­
weils geltenden Fassung für eine Freistellung von der Arbeits­
leistung jeweils vorgesehenen Arbeitstage gewährt werden. In 
den Fällen der Nummer 5 bis 7 wird Dienstbefreiung nur ge­
währt, soweit keine andere Person zur Pflege oder Betreuung 
zur Verfügung steht. In diesen Fällen können auch halbe Ar­
beitstage Dienstbefreiung gewährt werden, deren Länge sich 
nach der für den jeweiligen Arbeitstag festgesetzten regelmäßi­
gen Arbeitszeit richtet. In den Fällen der Nummer 5 und 6 
muss die Notwendigkeit der Anwesenheit des Beamten zur vor­
läufigen Pflege ärztlich bescheinigt werden. 

(3) Zur Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder eines öf­
fentlichen Ehrenamtes ist Dienstbefreiung unter Fortzahlung 
der Besoldung zu genehmigen, wenn der Beamte zur Übernah­
me gesetzlich verpflichtet ist, es sei denn, dass er sich für diese 
Tätigkeit oder dieses Ehrenamt beworben hat. Beruht eine eh­
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renamtliche Tätigkeit oder ein öffentliches Ehrenamt auf ge­
setzlicher Vorschrift, besteht aber zur Übernahme keine Ver­
pflichtung, kann die zur Ausübung erforderliche Dienstbefrei­
ung unter Fortzahlung der Besoldung gewährt werden, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

(4) Für die Teilnahme an Tagungen und Veranstaltungen, die 
insbesondere staatsbürgerlichen, wissenschaftlichen, beruflichen, 
politischen, kirchlichen, gewerkschaftlichen, karitativen oder 
sportlichen Zwecken dienen, kann Dienstbefreiung unter Fort­
zahlung der Besoldung unter Beschränkung auf das notwendi­
ge Maß genehmigt werden, soweit die Ausübung der Tätigkeit 
außerhalb der Dienstzeit nicht möglich ist und dienstliche Grün­
de nicht entgegenstehen. Sofern die Dienstbefreiung für ganze 
Tage genehmigt wird, darf sie, auch wenn sie für verschiedene 
Zwecke genehmigt wird, insgesamt fünf Arbeitstage einschließ­
lich der Reisetage im Kalenderjahr nicht übersteigen. In beson­
deren Ausnahmefällen kann Dienstbefreiung bis zu zehn Ar­
beitstagen einschließlich der Reisetage im Kalenderjahr geneh­
migt werden. 

(5) Für die Teilnahme an Arbeitstagungen auf überörtlicher 
Ebene, die auf Veranlassung einer Spitzenorganisation der zu­
ständigen Gewerkschaften und Berufsverbände im Rahmen ih­
rer Aufgaben nach § 130 des Landesbeamtengesetzes in der je­
weils geltenden Fassung durchgeführt werden und für die Wahr­
nehmung im Landesinteresse liegender Aufgaben soll nach Be­
nennung der Spitzenorganisation Dienstbefreiung unter Fort­
zahlung der Besoldung insgesamt bis zu acht Arbeitstagen im 
Kalenderjahr genehmigt werden, soweit dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen. 

(6) Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit dem Bund, der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder und der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände kann auf Anfordern einer 
der an den Verhandlungen beteiligten Gewerkschaften Dienst­
befreiung unter Fortzahlung der Besoldung ohne zeitliche Be­
grenzung genehmigt werden. 

(7) Wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, kann in 
entsprechender Anwendung der §§ 14 bis 21 und 24 bis 26 des 
Brandenburgischen Weiterbildungsgesetzes vom 15. Dezember 
1993 (GVBl. I S. 498), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 9. November 2006 (GVBl. I S. 127, 128) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung Dienstbefreiung unter 
Fortzahlung der Besoldung genehmigt werden. 

§ 12 
Dienstbefreiung für herausragende besondere Leistungen 

Im Kalenderjahr kann bis zu drei Arbeitstage Dienstbefreiung 
für herausragende besondere Leistungen in entsprechender An­
wendung der §§ 2, 3 und 6 der Brandenburgischen Leistungs­
prämien- und zulagenverordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 12. Dezember 2008 (GVBl. II S. 35) in der je­
weils geltenden Fassung, soweit nicht bereits eine Leistungszu­
lage oder eine -prämie für dieselbe Leistung gewährt wird, ge­
währt werden. Eine Gewährung an Beamte, die sich in der lauf­
bahnrechtlichen Probezeit befinden, an Beamte auf Zeit, an 
Lehrkräfte an den Schulen in öffentlicher Trägerschaft und Rich­
ter sowie Staatsanwälte ist ausgeschlossen. 

Abschnitt 4

Gemeinsame Vorschriften für Erholungsurlaub 


und Dienstbefreiung


§ 13 
Antrag und Genehmigung von Erholungsurlaub 

und Dienstbefreiung 

(1) Die Genehmigung von Erholungsurlaub und Dienstbefrei­
ung setzt einen rechtzeitigen Antrag des Beamten voraus. Ein 
Erholungsurlaub von mehr als 30 Arbeitstagen soll mindestens 
drei Monate vorher beantragt werden, wenn er zusammenhän­
gend in Anspruch genommen wird. 

(2) Der beantragte Erholungsurlaub ist zu genehmigen, sofern 
die ordnungsgemäße Erledigung der Dienstgeschäfte bezie­
hungsweise der geordnete Ablauf der Ausbildung gewährleistet 
sind. Vertretungskosten sind grundsätzlich zu vermeiden. 

§ 14 
Widerruf der Genehmigung von Erholungsurlaub 

und Dienstbefreiung 

(1) Die Genehmigung von Erholungsurlaub oder Dienstbefrei­
ung kann ausnahmsweise widerrufen werden, wenn bei Abwe­
senheit des Beamten die ordnungsgemäße Erledigung der 
Dienstgeschäfte nicht gewährleistet wäre. Mehraufwendungen, 
die dem Beamten durch einen nicht selbst verschuldeten Wider­
ruf entstehen, sind ihm nach den Bestimmungen des Reisekos­
tenrechts zu ersetzen. Zuwendungen, die von anderer Seite zur 
Deckung der Aufwendungen geleistet werden, sind anzurechnen. 

(2) Die Genehmigung einer Dienstbefreiung ist zu widerrufen, 
wenn die Dienstbefreiung zu einem anderen als dem geneh­
migten Zweck verwendet wird oder wenn andere Gründe, die 
der Beamte zu vertreten hat, den Widerruf erfordern. 

§ 15 
Erkrankung 

(1) Wird der Beamte während des Erholungsurlaubs durch 
Krankheit dienstunfähig, wird die Zeit der Dienstunfähigkeit 
nicht auf den Erholungsurlaub angerechnet, soweit die Erkran­
kung durch ein ärztliches Zeugnis belegt wird. 

(2) Will der Beamte wegen der Erkrankung Erholungsurlaub 
über die genehmigte Zeit hinaus nehmen, bedarf es dazu einer 
neuen Genehmigung. 

(3) Kann eine Dienstbefreiung auf Grund einer Erkrankung 
nicht in Anspruch genommen werden, entfällt eine Anrechnung. 

Abschnitt 5

Übergangs- und Schlussvorschriften


§ 16 
Übergangsregelungen 

Die Genehmigung einer Dienstbefreiung oder eines Sonderur­
laubs, die auf der Grundlage der Sonderurlaubsverordnung in 
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der Fassung der Bekanntmachung vom 11. November 2004 
(BGBl. I S. 2836), die zuletzt durch Artikel 15 Absatz 22 des 
Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert wor­
den ist, in Verbindung mit § 137 Absatz 2 des Landesbeamten­
gesetzes erteilt worden ist, bleibt bestehen. 

§ 17 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Erholungsurlaubsverordnung vom 10. Okto­
ber 1994 (GVBl. II S. 908), die zuletzt durch Verordnung vom 
31. März 1999 (GVBl. II S. 256) geändert worden ist, außer 
Kraft. 

Potsdam, den 16. September 2009 

Die Landesregierung 
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Matthias Platzeck 

Der Minister des Innern 

Jörg Schönbohm 

Verordnung über die Laufbahnen der Beamten 
des Landes Brandenburg 
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Kapitel 1

Allgemeines


§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für die Beamten des Landes, der Ge­
meinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Auf­
sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit sich aus ihr 
nichts anderes ergibt. Sie gilt für die Beamten des Landesrech­
nungshofes, sofern das Landesrechnungshofgesetz vom 27. Ju­
ni 1991 (GVBl. S. 256), das zuletzt durch Artikel 18 des Geset­
zes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26, 60) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung nichts anderes bestimmt. 

(2) Diese Verordnung ist nach Maßgabe des Satzes 2 nicht an­
zuwenden auf 

1.	 hauptberufliches wissenschaftliches und künstlerisches Per­
sonal an Hochschulen mit Ausnahme der akademischen 
Mitarbeiter, 

2.	 Beamte des Polizeivollzugsdienstes, 
3.	 Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes, 
4.	 Beamte auf Zeit, 
5.	 Beamte des Schul- und Schulaufsichtsdienstes, 
6.	 Ehrenbeamte. 

Abweichend von Satz 1 sind § 5 Absatz 2 und Kapitel 4 auf Be­
amte des Polizeivollzugsdienstes und des feuerwehrtechnischen 
Dienstes anzuwenden. 

(3) Die in dieser Verordnung verwendeten Funktions-, Status­
und anderen personenbezogenen Bezeichnungen gelten für Frau-
en und Männer. 

§ 2 
Förderung der Leistungsfähigkeit 

(1) Eignung, Befähigung und fachliche Leistung sollen durch 
geeignete Personalführungs- und -entwicklungsmaßnahmen er­
halten und gefördert werden. Neben den in den §§ 19 und 23 
des Landesbeamtengesetzes genannten Maßnahmen gehören 
dazu insbesondere 

1.	 Mitarbeitergespräche, 
2.	 Zielvereinbarungen, 
3.	 die Möglichkeit der Einschätzung der Vorgesetzten durch 

die Mitarbeiter, 
4.	 ein die Fähigkeiten und Kenntnisse erweiternder Wechsel 

der Verwendung, wie auch die Tätigkeit bei internationalen 
Organisationen sowie 

5.	 die Führungskräftefortbildung und -entwicklung. 
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(2) Über die Einführung und Ausgestaltung der Personalfüh­
rungs- und -entwicklungsmaßnahmen entscheidet die oberste 
Dienstbehörde; sie kann diese Befugnis auf nachgeordnete Stel­
len übertragen. 

§ 3 
Laufbahnen, Laufbahnordnungsbehörden 

Die im Land Brandenburg eingerichteten Laufbahnen mit Vor­
bereitungsdienst ergeben sich aus Anlage 1, die Laufbahnen 
besonderer Fachrichtung aus Anlage 2. Laufbahnordnungs­
behörden sind die in den Anlagen 1 und 2 genannten obersten 
Dienstbehörden. 

§ 4 
Ausschreibung 

(1) Für Einstellungen sind die Bewerber durch öffentliche Stel­
lenausschreibung zu ermitteln. Stellen, die für die Übernahme 
von bereits vorhandenen Arbeitnehmern in ein Beamtenver­
hältnis vorgesehen sind, sind innerhalb der Behörde oder Ein­
richtung auszuschreiben. 

(2) Freie Beförderungsdienstposten sind mindestens innerhalb 
der Behörde oder Einrichtung auszuschreiben. Ein Beförderungs­
dienstposten gilt dann nicht als frei, wenn das Amt, das dem Be­
amten verliehen ist, der Wertigkeit des Beförderungsdienstpos­
tens, der ihm übertragen ist, noch nicht entspricht; dies gilt auch 
für die Fälle einer Anhebung des Dienstpostens innerhalb der 
Laufbahngruppe. Ämter in leitender Funktion im Beamtenver­
hältnis auf Probe (§ 120 des Landesbeamtengesetzes) sind min­
destens innerhalb der Landesverwaltung auszuschreiben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 

1.	 Stellen des einfachen Dienstes, 
2.	 Stellen, die mit Beamten auf Probe besetzt werden, die auf 

Grund eines Auswahlverfahrens im Beamtenverhältnis auf 
Widerruf im Land Brandenburg ausgebildet wurden und 
deren Einstellung im Anschluss an die Ausbildung erfolgen 
soll, 

3.	 Stellen der in § 105 des Landesbeamtengesetzes genannten 
Beamten, 

4.	 Stellen, die durch Umsetzung oder durch Versetzung, mit 
denen keine Beförderung verbunden ist oder vorbereitet 
wird, besetzt werden, 

5.	 Stellen, die mit Personen besetzt werden, die auf Grund 
von Rechtsvorschriften einen Anspruch auf Einstellung 
oder Wiederverwendung haben, 

6.	 Stellen, die mit Arbeitnehmern besetzt sind, die im Ergeb­
nis einer öffentlichen Ausschreibung eingestellt wurden, 
wenn sie spätestens nach einem Jahr auf diesen Stellen in 
ein Beamtenverhältnis übernommen werden sollen. 

Über Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht nach den Ab­
sätzen 1 und 2 für Stellen des Verfassungsschutzes entscheidet 
das hierfür zuständige Ministerium. 

(4) Die obersten Dienstbehörden oder die von ihnen bestimm­
ten Stellen regeln im Übrigen Art und Umfang der Ausschrei­
bungen und ihre Bekanntmachung. 

(5) § 7 des Landesgleichstellungsgesetzes vom 4. Juli 1994 
(GVBl. I S. 254), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26, 58) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

§ 5 
Erwerb der Laufbahnbefähigung 

(1) Laufbahnbewerber erwerben die Laufbahnbefähigung durch 

1.	 Ableisten des Vorbereitungsdienstes und Bestehen der Lauf­
bahnprüfung (§§ 20, 24, 25, 29 und 32), 

2.	 Feststellung der Laufbahnbefähigung für eine Laufbahn 
besonderer Fachrichtung (§ 39), 

3.	 Einführung und Bestehen der vorgeschriebenen Aufstiegs­
prüfung oder des vorgeschriebenen Befähigungsfeststel­
lungsverfahrens (§§ 26, 27, 30, 31, 33, 34 und 40), 

4.	 Zulassung zu einer höheren Laufbahn und Bestehen der 
Laufbahnprüfung oder Feststellung der Laufbahnbefähigung 
für eine Laufbahn besonderer Fachrichtung (§ 6), 

5.	 Anerkennung der Befähigung (§§ 7, 20 Absatz 4 Satz 2, 
§ 25 Absatz 4 und § 29 Absatz 7). 

(2) Darüber hinaus erwerben Laufbahnbewerber die Laufbahn­
befähigung auf Grund des Gemeinschaftsrechts durch Aner­
kennung nach den Vorschriften des Kapitels 4. 

(3) Andere Bewerber (§ 16 Absatz 1 des Landesbeamtengeset­
zes) erwerben die Laufbahnbefähigung nach § 51. 

§ 6 
Zulassung zu einer höheren Laufbahn bei Besitz 

der erforderlichen Hochschulausbildung 

(1) Beamte, die die für eine höhere Laufbahn erforderliche 
Hochschulausbildung besitzen, können nach der erfolgreichen 
Teilnahme an einem Auswahlverfahren zur höheren Laufbahn 
zugelassen werden. 

(2) Die ausgewählten Beamten nehmen an dem für die Laufbahn 
eingerichteten Vorbereitungsdienst teil und legen die vorgeschrie­
bene Prüfung ab. Soweit kein Vorbereitungsdienst eingerichtet ist, 
leisten sie die vorgeschriebene hauptberufliche Tätigkeit; § 37 
Absatz 2 und § 39 gelten entsprechend. Während dieser Zeit ver­
bleiben sie in ihrem bisherigen beamtenrechtlichen Status. 

(3) Beamte, die eine rechtswissenschaftliche Hochschulausbil­
dung besitzen, können abweichend von Absatz 1 nur dann zur 
höheren Laufbahn zugelassen werden, wenn sie zusätzlich ei­
nen Vorbereitungsdienst nach § 5b des Deutschen Richterge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972 
(BGBl. I S. 713), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist, in der je­
weils geltenden Fassung mit der Zweiten Staatsprüfung abge­
schlossen und erfolgreich an einem Auswahlverfahren teilge­
nommen haben. Absatz 2 ist nicht anzuwenden. 



625 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 30 vom 9. Oktober 2009 

(4) Den Beamten kann ein Amt der neuen Laufbahn verliehen 
werden, wenn sie sich nach Erwerb der Befähigung in der neu-
en Laufbahn bewährt haben. Die Bewährungszeit beträgt sechs 
Monate. § 10 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 7 
Laufbahnwechsel 

(1) Die Laufbahnbefähigung kann als Befähigung für eine gleich­
wertige Laufbahn anerkannt werden. Laufbahnen sind einander 
gleichwertig, wenn sie zu derselben Laufbahngruppe gehören 
und die Befähigung für die neue Laufbahn auf Grund der ver­
wandten Vor- und Ausbildung (§ 9 Absatz 1 des Landesbeam­
tengesetzes) sowie Tätigkeit in der bisherigen Laufbahn und, 
soweit erforderlich, durch Unterweisung erworben werden kann. 

(2) In den Fällen des § 26 Absatz 2 und des § 29 Absatz 2 des 
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), 
das durch Artikel 15 Absatz 16 des Gesetzes vom 5. Februar 
2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist, in der jeweils gel­
tenden Fassung und des § 30 Absatz 2 und 3 des Landesbeam­
tengesetzes ist auch ein Wechsel in eine nicht gleichwertige Lauf­
bahn derselben Laufbahngruppe zulässig, wenn der Beamte er­
folgreich in Aufgaben der neuen Laufbahn unterwiesen worden 
ist. Die Unterweisungszeit beträgt einschließlich erforderlicher 
Qualifizierungslehrgänge 

1. im mittleren Dienst	 mindestens neun Monate, 
2. im gehobenen Dienst	 mindestens ein Jahr, 
3.	 im höheren Dienst mindestens ein Jahr und sechs Mo­

nate. 

Der Erfolg der Unterweisung ist durch dienstliche Beurteilung 
und erfolgreiche Teilnahme an Qualifizierungslehrgängen nach­
zuweisen. 

(3) Über die Anerkennung der Befähigung entscheidet die für 
die neue Laufbahn zuständige Laufbahnordnungsbehörde im 
Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche Dienst­
recht zuständigen Ministerium. Der Beamte verbleibt bis zur 
Anerkennung der Befähigung für die neue Laufbahn in seiner 
bisherigen Rechtsstellung. Ämter in der neuen Laufbahn, die 
einer niedrigeren Besoldungsgruppe als seinem bisherigen Amt 
zugeordnet sind, hat der Beamte nicht mehr zu durchlaufen. 
Die für die neue Laufbahn zuständige Laufbahnordnungsbe­
hörde kann im Einvernehmen mit dem für das allgemeine öf­
fentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium für die Unter­
weisung Verwaltungsvorschriften erlassen. 

(4) Absatz 1 Satz 1 sowie Absatz 3 Satz 1 gelten entsprechend 
für die Anerkennung einer Laufbahnbefähigung als Befähigung 
für die nächstniedrigere Laufbahn. 

§ 8 
Einstellung in einem höheren Amt als dem Eingangsamt 

(1) Einstellung ist eine Ernennung unter Begründung eines Be­
amtenverhältnisses. 

(2) Eine Einstellung im ersten oder zweiten Beförderungsamt 
einer Laufbahn ist zulässig, wenn 

1.	 der Bewerber nachweisbar berufliche Erfahrungen besitzt, 
die nach dem Erwerb der Laufbahnbefähigung zusätzlich 
zu den Vor- und Ausbildungsvoraussetzungen nach den 
§§ 11 bis 13 des Landesbeamtengesetzes erworben wur­
den, und die nach ihrer Art, Schwierigkeit, Bedeutung und 
Dauer den Eignungsvoraussetzungen für das angestrebte 
Beförderungsamt mindestens gleichwertig sind oder 

2.	 der Bewerber eine für die Laufbahn förderliche, über die 
Einstellungsvoraussetzungen erheblich hinausgehende be­
sondere fachliche Qualifikation nachweist. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 muss das Beförderungs­
amt nach dem individuellen fiktiven Werdegang erreichbar sein. 
Berufliche Bildungsgänge, Qualifikationen und Zeiten, die nach 
den Laufbahnvorschriften auf eine Ausbildung angerechnet wur­
den oder Voraussetzung für den Erwerb der Befähigung sind, 
dürfen nicht berücksichtigt werden. 

(3) Die Entscheidung nach Absatz 2 trifft die oberste Dienstbe­
hörde im Einvernehmen mit der Laufbahnordnungsbehörde. 

§ 9 
Probezeit 

(1) Die Probezeit (§ 18 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes) 
ist die Zeit im Beamtenverhältnis auf Probe, während der sich 
die Beamten nach Erwerb der Laufbahnbefähigung für ihre Lauf­
bahn bewähren sollen. Die Probezeit soll insbesondere zeigen, 
ob die Beamten nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leis­
tung in der Lage sind, die Aufgaben der Laufbahn zu erfüllen. 
Sie soll zugleich erste Erkenntnisse vermitteln, für welche Ver­
wendungen die Beamten besonders geeignet erscheinen. Wäh­
rend der Probezeit sollen die Beamten des mittleren, des geho­
benen und des höheren Dienstes auf mindestens zwei Dienst­
posten in unterschiedlichen Aufgabenbereichen eingesetzt wer­
den; die Aufgabenübertragung soll jeweils die Dauer von sechs 
Monaten nicht unterschreiten. Beamte oberster Landesbehör-
den des gehobenen und des höheren Dienstes sollen zudem für 
mindestens sechs Monate außerhalb einer obersten Landesbe­
hörde eingesetzt werden (Außenprobezeit). 

(2) Wenn die besonderen Verhältnisse der Laufbahn es erfor­
dern, kann die Laufbahnordnungsbehörde durch Verwaltungs­
vorschriften bestimmen, dass die Beamten in ausgewählten Tä­
tigkeitsbereichen in die Aufgaben der Laufbahn eingeführt wer­
den; die Einführung kann praxisbezogene Lehrveranstaltungen 
umfassen. Die Einführungszeit soll ein Jahr nicht überschreiten. 

(3) Eignung, Befähigung und fachliche Leistung der Beamten 
sind unter Anlegung eines strengen Maßstabes während der 
Probezeit wiederholt zu bewerten. Eine erste Beurteilung soll 
spätestens bis zum Ablauf der Hälfte der abzuleistenden Probe­
zeit erfolgen. Bei Ablauf der Probezeit wird abschließend fest­
gestellt, ob sich der Beamte bewährt hat. Wenn die Bewährung 
bis zum Ablauf der Probezeit nicht festgestellt werden kann, 
kann die Probezeit um höchstens zwei Jahre verlängert werden. 
Ergeben sich infolge einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge mit 



626 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 30 vom 9. Oktober 2009 

Ausnahme der Fälle des Absatzes 4 oder infolge von Krankheit 
Fehlzeiten von insgesamt mehr als drei Monaten, so verlängert 
sich der maßgebliche Zeitraum der Probezeit entsprechend. Die 
Beamten können statt der Entlassung wegen mangelnder Be­
währung mit ihrer Zustimmung in die nächstniedrigere Lauf­
bahn derselben Fachrichtung übernommen werden, wenn sie 
hierfür geeignet sind und ein dienstliches Interesse vorliegt; § 7 
Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend. 

(4) Als Probezeit gilt die Zeit einer im öffentlichen oder dienst­
lichen Interesse liegenden Beurlaubung, wenn eine den Lauf­
bahnanforderungen gleichwertige hauptberufliche Tätigkeit aus­
geübt wird. Das Ableisten der Mindestprobezeit von einem Jahr 
bleibt unberührt. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 
ist bei Gewährung des Urlaubs von der obersten Dienstbehörde 
oder der von ihr bestimmten Stelle, bei Beamten des Landes im 
Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche Dienst­
recht und dem für das finanzielle öffentliche Dienstrecht zustän­
digen Ministerium, schriftlich festzustellen. Der Zeit eines Ur­
laubs nach Satz 1 steht die Zeit einer von der obersten Dienstbe­
hörde oder der von ihr bestimmten Stelle angeordneten Tätigkeit 
bei einer öffentlichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung und den kommunalen Spitzenverbänden gleich. 

(5) Zeiten hauptberuflicher Tätigkeiten innerhalb (§ 29 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 gelten­
den Fassung) oder außerhalb des öffentlichen Dienstes, die 
nicht schon auf den Vorbereitungsdienst angerechnet oder als 
berufliche Erfahrung nach § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder 
als hauptberufliche Tätigkeit nach § 37 berücksichtigt oder als 
Zeiten für die Feststellung der Berufserfahrung nach § 51 zu­
grunde gelegt worden sind, sollen auf die Probezeit angerech­
net werden, wenn die Tätigkeit nach Art, Schwierigkeit und 
Bedeutung mindestens der Tätigkeit in einem Amt der betref­
fenden Laufbahn gleichwertig ist. Die Entscheidung über die 
Anrechnung von Dienstzeiten außerhalb des öffentlichen Diens­
tes bedarf der Zustimmung der obersten Dienstbehörde. Auf 
die Probezeit wird auch die Zeit einer hauptberuflichen Tätig­
keit als kommunaler Wahlbeamter, die nach Erwerb einer Lauf­
bahnbefähigung nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 und 2 geleistet 
worden ist, angerechnet. Das Ableisten der Mindestprobezeit 
von einem Jahr bleibt unberührt. 

(6) Die Probezeit kann um höchstens ein Jahr gekürzt werden, 
wenn sich der Beamte in der Probezeit besonders bewährt und 
die Laufbahnprüfung besser als mit der Note „befriedigend“ 
bestanden hat. 

(7) Die Anwendung der Absätze 4 und 5 steht einer Verlänge­
rung der abzuleistenden Probezeit bei mangelnder Bewährung 
bis zu der nach § 10 des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung 
mit § 18 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes vorgesehenen 
Höchstgrenze nicht entgegen. 

§ 10 
Voraussetzungen einer Beförderung 

(1) Beförderung ist die Verleihung eines anderen Amtes mit 
höherem Endgrundgehalt; Amtszulagen gelten als Bestandteil 
des Grundgehaltes. Ein Beamter kann befördert werden, wenn 

1.	 er nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung aus­
gewählt worden ist, 

2.	 die Eignung für die höherwertige Funktion in einer Erpro­
bungszeit nachgewiesen wurde und 

3.	 kein Beförderungsverbot vorliegt. 

(2) Die Ämter der Bundesbesoldungsordnung A sind regelmä­
ßig zu durchlaufen. Bei einem Aufstieg in die nächsthöhere 
Laufbahngruppe brauchen die noch nicht erreichten Ämter der 
bisherigen Laufbahngruppe nicht durchlaufen zu werden. 

§ 11 
Übertragung höher bewerteter Dienstposten 

(1) Für einen Dienstposten mit höher bewerteter Funktion hat 
der Beamte seine Eignung in einer Erprobungszeit nachzuwei­
sen. Die Erprobungszeit beträgt in den Laufbahnen 

1.	 des einfachen Dienstes mindestens drei Monate, 
2.	 des mittleren Dienstes mindestens sechs Monate, 
3.	 des gehobenen Dienstes mindestens neun Monate, 
4.	 des höheren Dienstes mindestens ein Jahr. 

(2) Die Erprobungszeit gilt als geleistet, soweit der Beamte 
sich in Tätigkeiten eines Dienstpostens mindestens gleicher Be­
wertung bewährt hat. Sie gilt auch als geleistet, wenn sich der 
Beamte während seiner Beurlaubung in Tätigkeiten bei einer 
nach § 9 Absatz 4 Satz 4 anerkannten öffentlichen zwischen­
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, bei einem kommu­
nalen Spitzenverband oder als wissenschaftlicher Assistent oder 
Geschäftsführer bei Fraktionen des Europäischen Parlaments, 
des Deutschen Bundestages oder eines Landtages bewährt hat 
und die ausgeübten Tätigkeiten nach Art und Schwierigkeit 
mindestens den Anforderungen des Dienstpostens mit höher 
bewerteter Funktion entsprochen haben. 

(3) Die Erprobung kann, wenn die sonstigen Voraussetzungen 
nach dieser Verordnung erfüllt sind, im Rahmen der Probezeit 
stattfinden. 

(4) Wenn die Eignung nicht festgestellt werden kann, ist von 
der dauerhaften Übertragung des Dienstpostens abzusehen oder 
die probeweise Übertragung zu widerrufen. Die Entscheidung 
soll spätestens nach Ablauf der doppelten Dauer der in Absatz 1 
festgelegten Mindestzeiten getroffen werden. 

§ 12 
Laufbahnrechtliche Dienstzeiten 

(1) Laufbahnrechtliche Dienstzeiten rechnen vom Zeitpunkt der 
Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit an. Erfolgte vor dem 
9. April 2009 die Verleihung eines Amtes vor der Ernennung 
zum Beamten auf Lebenszeit, rechnen die Dienstzeiten vom 
Zeitpunkt der Verleihung des Amtes an. Dienstzeiten, die über 
die im Einzelfall festgelegte Probezeit hinaus geleistet worden 
sind, sind anzurechnen. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienst­
bezüge sind keine laufbahnrechtlichen Dienstzeiten. 
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(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 gelten Zeiten des Grund­
wehrdienstes und von Wehrübungen sowie die Zeit des Zivil­
dienstes als laufbahnrechtliche Dienstzeiten. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 4 gelten als laufbahnrechtli­
che Dienstzeiten: 

1.	 die Zeit eines Urlaubs, wenn der Urlaub für eine Tätigkeit 
als wissenschaftlicher Assistent oder Geschäftsführer bei 
Fraktionen des Europäischen Parlaments, des Deutschen 
Bundestages oder eines Landtages sowie bei kommunalen 
Spitzenverbänden erteilt oder unter vollständiger oder teil­
weiser Fortgewährung der Dienstbezüge erteilt wurde, in 
den übrigen Fällen einer im öffentlichen oder dienstlichen 
Interesse liegenden Beurlaubung nur bis zu einer Dauer von 
insgesamt zwei Jahren, 

2.	 die Zeit eines Urlaubs nach der Mutterschutz- und Eltern­
zeitverordnung vom 12. Februar 2009 (BGBl. I S. 320) in 
der jeweils geltenden Fassung oder einer Beurlaubung nach 
§ 80 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Landesbeamtengeset­
zes; dabei wird jeweils der Zeitraum der tatsächlichen Ver­
zögerung bis zu einem Jahr zugrunde gelegt, insgesamt 
höchstens bis zu drei Jahren. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 ist § 9 Absatz 4 Satz 3 
entsprechend anzuwenden. 

(4) Zeiten, die nach dem Bestehen einer Laufbahnprüfung oder 
nach dem Zeitpunkt des Befähigungserwerbs nach § 39 Absatz 2 
als Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst zurückgelegt worden 
sind, sollen auf die Dienstzeit angerechnet werden, wenn 

1.	 die Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf Probe aus nicht 
von dem Beamten zu vertretenden Gründen unterblieben ist, 

2.	 die Tätigkeit nach Art und Bedeutung mindestens der Tä­
tigkeit in einem Amt der betreffenden Laufbahn entspro­
chen hat und 

3.	 sie nicht schon auf die Probezeit angerechnet worden sind. 

(5) Zeiten als hauptberuflicher kommunaler Wahlbeamter, die 
nach Erwerb einer Laufbahnbefähigung geleistet worden sind, 
können auf die laufbahnrechtliche Dienstzeit angerechnet wer­
den, sofern sie nicht bereits nach § 9 Absatz 5 Satz 3 auf die 
Probezeit angerechnet worden sind. 

§ 13 
Nachteilsausgleich 

(1) Der Ausgleich einer Verzögerung des beruflichen Werde­
gangs durch eine Beförderung während der Probezeit oder vor 
Ablauf eines Jahres seit Beendigung der Probezeit nach § 24 
Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes setzt voraus, dass der Be­
amte sich innerhalb von sechs Monaten oder im Falle fester 
Einstellungstermine zum nächsten Einstellungstermin nach Be­
endigung der Betreuung oder Pflege oder Abschluss der im An­
schluss an die Betreuung oder Pflege begonnenen oder fortge­
setzten vorgeschriebenen Ausbildung beworben hat und diese 
Bewerbung zur Einstellung geführt hat. Als Ausgleich können 
je Kind die tatsächliche Verzögerung bis zu einem Zeitraum 
von einem Jahr, bei mehreren Kindern höchstens drei Jahre an­

gerechnet werden. Werden in einem Haushalt mehrere Kinder 
gleichzeitig betreut, wird für denselben Zeitraum der Ausgleich 
nur einmal gewährt. Bei einer gleichzeitigen Kinderbetreuung 
durch mehrere Personen erhält nur eine Person den Ausgleich. 
Für die Pflege eines pflegebedürftigen nahen Angehörigen kann 
die tatsächliche Verzögerung bis zu einem Zeitraum von einem 
Jahr angerechnet werden. 

(2) Für den Ausgleich einer Verzögerung des beruflichen Wer­
degangs durch Zeiten des Wehr- oder Zivildienstes sowie gleich­
gestellte Zeiten, soweit 

1.	 das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 14. Februar 2001 (BGBl. I S. 253), das zu­
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. Juni 2009 
(BGBl. I S. 1229) geändert worden ist, in der jeweils gel­
tenden Fassung, 

2.	 das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 1346), das zuletzt durch Ar­
tikel 7 des Gesetzes vom 14. Juni 2009 (BGBl. I S. 1229) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 

3.	 das Entwicklungshelfer-Gesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I 
S. 549), das zuletzt durch Artikel 35 des Gesetzes vom 
24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2954) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung oder 

4.	 das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 9. April 2002 (BGBl. I S. 1258, 1909), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 3. April 2009 
(BGBl. I S. 700) geändert worden ist, in der jeweils gelten­
den Fassung 

die Vornahme eines Ausgleichs beruflicher Verzögerungen, die 
durch die im jeweiligen Dienstverhältnis verbrachten Zeiten 
eintreten würden, anordnen, gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 

§ 14 
Schwerbehinderte Menschen 

(1) Von schwerbehinderten Menschen darf bei der Einstellung, 
Übertragung höherbewerteter Dienstposten, Beförderung und 
bei der Zulassung zum Aufstieg nur das Mindestmaß körper­
licher Eignung verlangt werden. 

(2) Im Prüfungsverfahren und bei der Erstellung von Leistungs­
nachweisen sind für schwerbehinderte Menschen die ihrer Be­
hinderung angemessenen Erleichterungen vorzusehen. Die fach­
lichen Anforderungen dürfen nicht geringer bemessen werden. 

(3) Bei der Beurteilung der Leistung schwerbehinderter Men­
schen ist eine etwaige Minderung der Arbeits- und Verwen­
dungsfähigkeit auf Grund der Behinderung zu berücksichtigen. 

§ 15 
Teilzeitbeschäftigung 

Bei der Anwendung dieser Verordnung sind Zeiten einer Teil­
zeitbeschäftigung mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit der Beamten des Landes und regelmäßige Arbeits­
zeiten gleich zu behandeln. Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung 
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mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit werden 
entsprechend ihrem Verhältnis zur hälftigen Beschäftigung be­
rücksichtigt. Die Regelungen über den Vorbereitungsdienst und 
den Aufstieg bleiben hiervon unberührt. 

§ 16 
Dienstliche und eigene Fortbildung 

(1) Die Entwicklung neuer Arbeitsmethoden, der Einsatz tech­
nikunterstützter Informationsverarbeitung sowie der Wandel 
und die notwendige und vorausschauende Anpassung der Auf­
gaben und der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes 
an sich verändernde gesellschaftliche, technologische und wirt­
schaftliche Bedingungen erfordern eine ständige Fortbildung 
der Beamten. Die dienstliche Fortbildung ist deshalb von allen 
Dienstherren besonders zu fördern. 

(2) Die Beamten sind insbesondere verpflichtet, an Maßnahmen 
der dienstlichen Fortbildung teilzunehmen, die 

1.	 der Erhaltung und Verbesserung der Befähigung für ihren 
Dienstposten oder für gleich bewertete Dienstposten dienen, 

2.	 bei Änderungen der Laufbahnausbildung eine Angleichung 
an den neuen Befähigungsstand zum Ziel haben. 

(3) Die Beamten sind außerdem verpflichtet, sich selbst fortzu­
bilden, damit sie über die Änderungen der Aufgaben und der 
Anforderungen in der Laufbahn unterrichtet und steigenden 
Anforderungen gewachsen sind. 

(4) Nach den Erfordernissen der Personalplanung und des Per­
sonaleinsatzes sind Fortbildungsangebote vorzusehen, die zum 
Ziel haben, die Befähigung für höher bewertete Tätigkeiten zu 
vermitteln. 

(5) Beamte, die durch Fortbildung ihre Fähigkeiten und fach­
lichen Kenntnisse nachweislich wesentlich gesteigert haben, sol­
len gefördert werden. Insbesondere soll ihnen nach Möglich­
keit Gelegenheit gegeben werden, ihre Fähigkeiten und fach­
lichen Kenntnisse in höher bewerteten Dienstposten anzuwen­
den und hierbei ihre besondere Eignung nachzuweisen. 

(6) Als Nachweis besonderer fachlicher Kenntnisse im Sinne 
des Absatzes 5 sind beispielsweise 

1.	 das Diplom einer Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie 
im Land Brandenburg, das nach einer von dem für das all­
gemeine öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium 
anerkannten Prüfungsordnung erworben worden ist, 

2.	 das Diplom einer Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie 
eines anderen Landes der Bundesrepublik Deutschland oder 

3.	 Abschlüsse von anderen vergleichbaren Institutionen anzu­
sehen. 

§ 17 
Übernahme von Beamten und früheren Beamten 

anderer Dienstherren 

(1) Beamte und frühere Beamte anderer Dienstherren außer­

halb des Landes Brandenburg, die eine Laufbahnbefähigung 
erworben haben, deren Voraussetzungen denen nach § 5 Absatz 1 
Nummer 1, 2, 4 und 5 vergleichbar sind, besitzen die Befähi­
gung für die entsprechende Laufbahn im Land Brandenburg. In 
Zweifelsfällen stellt die Laufbahnordnungsbehörde fest, ob die 
Voraussetzungen vorliegen. Die außerhalb des Landes Branden­
burg erworbene Laufbahnbefähigung, die die Voraussetzungen 
nach den Sätzen 1 und 2 nicht erfüllt, kann als Befähigung für 
die entsprechende oder eine vergleichbare Laufbahn anerkannt 
werden; § 7 Absatz 1, 2 Satz 2 und 3 und Absatz 3 ist entspre­
chend anzuwenden. 

(2) Von der Ableistung einer Probezeit ist abzusehen, soweit 
sich die Beamten bei anderen Dienstherren nach Erwerb der 
Befähigung in einer vergleichbaren Laufbahn bewährt haben; 
eine nicht beendete frühere oder vorhergehende Probezeit ist 
unter den gleichen Voraussetzungen anzurechnen. 

(3) Für die Übernahme von kommunalen Wahlbeamten sind 
die §§ 8, 9 Absatz 5 Satz 3 und § 12 Absatz 5 entsprechend an­
zuwenden. 

(4) Bei anderen Bewerbern, deren Befähigungsfeststellung au­
ßerhalb des Geltungsbereiches dieser Verordnung vorgenom­
men wurde, erfolgt die Feststellung der Befähigung für eine 
Laufbahn im Geltungsbereich dieser Verordnung durch den 
Landespersonalausschuss. 

§ 18 
Übernahme von Richtern 

Tritt ein Richter, der ein Amt der Besoldungsgruppe R 1 inne­
hat, in die Laufbahn des höheren allgemeinen Verwaltungsdiens­
tes ein, kann ihm ein Amt der Besoldungsgruppe A 14 frühes­
tens ein Jahr, ein Amt der Besoldungsgruppe A 15 frühestens 
zwei Jahre nach der Ernennung zum Richter auf Lebenszeit über­
tragen werden. Einem Richter der Besoldungsgruppe R 2 kann 
ein Amt der Besoldungsgruppe A 16 übertragen werden. Die 
Sätze 1 und 2 gelten für Staatsanwälte entsprechend. 

Kapitel 2

Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst


Abschnitt 1

Gemeinsame Vorschriften


§ 19 
Einstellung der Laufbahnbewerber 

in den Vorbereitungsdienst 

(1) Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst ist bis zu einem 
Höchstalter von 32 Jahren, bei Schwerbehinderten bis zu ei­
nem Höchstalter von 40 Jahren zulässig. Dem Höchstalter von 
32 Jahren nach Satz 1 ist bei Bewerbern, die wegen Betreuung 
mindestens eines mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben­
den Kindes unter 18 Jahren von einer Bewerbung um Einstel­
lung vor Vollendung des 32. Lebensjahres abgesehen haben, je 
Kind ein Zeitraum von drei Jahren bis zu einem Höchstalter 
von 41 Jahren hinzuzurechnen. Unter den gleichen Vorausset­
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zungen ist auch die tatsächliche Pflege eines nach ärztlichem 
Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen im Sinne 
des § 24 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes zu berücksichti­
gen. 

(2) Die Höchstaltersgrenzen nach Absatz 1 gelten nicht für In­
haber eines Eingliederungs- oder Zulassungsscheines und in 
den Fällen des § 7 Absatz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes. 
Sie gelten ferner nicht bei einer Einstellung in einen Vorberei­
tungsdienst, der eine allgemeine Ausbildungsstätte nach Arti­
kel 12 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes ist; in diesen Fällen 
dürfen jedoch nur die Bewerber zu Beamten auf Probe ernannt 
werden, die im Zeitpunkt der Berufung in das Beamtenverhält­
nis auf Widerruf im Vorbereitungsdienst die Höchstaltersgren­
ze noch nicht überschritten hatten. 

(3) Soweit die besonderen Verhältnisse der Laufbahn es erfor­
dern, können in den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen von 
Absatz 1 abweichende Regelungen über das Höchstalter getrof­
fen werden. 

§ 20 
Vorbereitungsdienst, Laufbahnprüfung 

(1) Die ausgewählten Bewerber werden als Beamte auf Wider­
ruf in den Vorbereitungsdienst der betreffenden Laufbahn ein­
gestellt. Sie führen während des Vorbereitungsdienstes die 
Dienstbezeichnung „Anwärter“, in Laufbahnen des höheren 
Dienstes die Dienstbezeichnung „Referendar“, je mit einem 
die Fachrichtung oder die Laufbahn bezeichnenden Zusatz. Die 
Laufbahnordnungsbehörde kann im Einvernehmen mit dem für 
das allgemeine öffentliche Dienstrecht und dem für das finan­
zielle öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium andere 
Dienstbezeichnungen festsetzen. 

(2) Der Vorbereitungsdienst schließt mit der Laufbahnprüfung 
ab. In Laufbahnen des einfachen Dienstes kann der Vorberei­
tungsdienst auch mit der Feststellung abgeschlossen werden, 
dass der Beamte das Ziel des Vorbereitungsdienstes erreicht hat. 
Ist der Vorbereitungsdienst um förderliche Zeiten nach § 24 
Absatz 2, § 25 Absatz 3 oder § 32 Absatz 3 gekürzt worden, 
sind Gegenstand der Laufbahnprüfung insbesondere Ausbil­
dungsinhalte des geleisteten Vorbereitungsdienstes. Der Vorbe­
reitungsdienst kann nach näherer Bestimmung der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung, insbesondere bei mangelnden Leistun­
gen während des Vorbereitungsdienstes, bei Fehlzeiten oder Un­
terbrechungen wegen Erkrankung, mutterschutzrechtlicher Be­
schäftigungsverbote, Elternzeit oder Ableisten des Grundwehr­
dienstes, eines Ersatzdienstes oder von Wehrübungen, verlän­
gert werden. 

(3) Die Prüfung kann einmal wiederholt werden; die oberste 
Dienstbehörde kann nach näherer Bestimmung in der Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnung eine zweite Wiederholung zulassen. 

(4) Schließt der Vorbereitungsdienst in Laufbahnen des einfa­
chen Dienstes nicht mit einer Prüfung ab, endet der Vorberei­
tungsdienst mit der schriftlichen Bekanntgabe der Feststellung, 
ob das Ziel des Vorbereitungsdienstes erreicht oder endgültig 
nicht erreicht wurde. In Laufbahnen des mittleren und des ge­

hobenen Dienstes kann die Prüfungsbehörde die Befähigung 
für die nächstniedrigere Laufbahngruppe anerkennen, wenn die 
nachgewiesenen Kenntnisse ausreichen. 

(5) Absatz 3 gilt auch für eine Zwischenprüfung, deren Beste­
hen Voraussetzung für die Fortsetzung des Vorbereitungsdiens­
tes ist. 

(6) Das Bestehen der Laufbahnprüfung begründet keinen An­
spruch auf Ernennung zum Beamten auf Probe. 

§ 21 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen, Ausbilder 

(1) Soweit die besonderen Verhältnisse der Laufbahn es erfor­
dern, können in den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen ne­
ben den allgemeinen Einstellungsvoraussetzungen besondere 
Kenntnisse und Fertigkeiten gefordert werden. 

(2) In den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen sind folgende 
Prüfungsnoten vorzusehen: 

sehr gut (1) = eine Leistung, die den Anforderungen 
in besonderem Maße entspricht; 

gut (2) = eine Leistung, die den Anforderungen 
voll entspricht; 

befriedigend (3) = eine Leistung, die im Allgemeinen den 
Anforderungen entspricht; 

ausreichend (4) = eine Leistung, die zwar Mängel auf­
weist, aber im Ganzen den Anforderun­
gen noch entspricht; 

mangelhaft (5) = eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, 
dass die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in ab­
sehbarer Zeit behoben werden könnten; 

ungenügend (6) = eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht und bei der selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht 
behoben werden könnten. 

Zur Bildung der Prüfungsnoten können die Einzelleistungen 
und die Gesamtleistung der Prüfung nach einem System von 
Punktzahlen bewertet werden. 

(3) Es können Zwischenprüfungen und ausbildungsbegleitende 
Leistungskontrollen vorgesehen werden. Ihre Ergebnisse kön­
nen in die Gesamtbewertung der Leistungen bei der Laufbahn­
prüfung bis zu 30 Prozent eingerechnet werden. 

(4) Die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen sollen vorsehen, 
dass die einzelnen Ausbildungsabschnitte und Lehrpläne an 
Lernzielen ausgerichtet werden. Sie sollen ferner in geeigne­
ten Laufbahnen eine laufbahnübergreifende, am Prinzip der 
Gleichwertigkeit orientierte Grundbildung in einer ersten Aus­
bildungsstufe und eine darauf aufbauende Fachbildung für die 
Laufbahn vorsehen. Die Ausbildung soll sich an dem Wandel 
des beruflichen Tätigkeitsfeldes orientieren. Sie soll in den von 
ihr vermittelten Inhalten und Methoden durch Integration von 
berufspraktischer Qualifikation und gesellschaftlicher Hand­
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lungsorientierung die Verbindung von Theorie und Praxis för­
dern. 

(5) Als Ausbilder darf nur eingesetzt werden, wer über die er­
forderlichen Fähigkeiten und Kenntnisse verfügt und nach sei­
ner Persönlichkeit geeignet ist. 

§ 22 
Allgemeine Voraussetzungen für einen Aufstieg,


Auswahlverfahren


(1) Beamte können zum Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn 
derselben Fachrichtung vorgeschlagen werden oder sich bewer­
ben. 

(2) Der Entscheidung über eine Zulassung zur Einführung in 
die nächsthöhere Laufbahn geht ein Auswahlverfahren voraus, 
in dem die Eignung des Beamten unter Berücksichtigung der 
künftigen Laufbahnaufgaben und der Anforderungen der vor­
gesehenen Einführung festzustellen ist. Die für die Zulassungs­
entscheidung zuständige Stelle kann auf der Grundlage der 
dienstlichen Beurteilungen und sonstiger Anforderungen eine 
Vorauswahl treffen. Die Eignung der Beamten, in den Fällen des 
Satzes 2 der Beamten, die nach der Vorauswahl grundsätzlich 
für einen Aufstieg in Betracht kommen, ist mindestens in einer 
Vorstellung vor einer Auswahlkommission nachzuweisen. Bei 
einem Aufstieg in eine Laufbahn des mittleren Dienstes kann 
ein vereinfachtes Auswahlverfahren vorgesehen werden. 

(3) Das Auswahlverfahren für den Aufstieg in die Laufbahnen 
des gehobenen und höheren Dienstes wird bei Beamten des 
Landes durch die zuständige Laufbahnordnungsbehörde durch­
geführt. 

(4) Über die Zulassung zur Einführung in die nächsthöhere 
Laufbahn entscheidet die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle auf Grund des Vorschlags der Auswahl­
kommission. Die Entscheidung kann auch Bewerber eines 
früheren Auswahlverfahrens berücksichtigen, wenn deren Eig­
nungsfeststellung vergleichbar gestaltet war. Soweit es mit den 
Zielen des Aufstiegs vereinbar ist, soll auch Teilzeitbeschäftig­
ten der Aufstieg ermöglicht werden. Näheres zur Ermöglichung 
von Teilzeitbeschäftigung und berufsbegleitender Aufstiegs­
ausbildung regeln die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen. 

(5) Beamte können nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prü­
fungsordnungen mehrmals an einem Auswahlverfahren teil­
nehmen; ist ein Aufstieg durch Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung nicht geregelt, ist eine einmalige Wiederholung zuzulas­
sen; eine weitere Teilnahme an einem Auswahlverfahren ist 
frühestens nach drei Jahren möglich. 

(6) Nach der Zulassung zum Aufstieg werden die Beamten in 
die Aufgaben der neuen Laufbahn eingeführt. Hält die oberste 
Dienstbehörde die Einführung für erfolgreich abgeschlossen, 
ist die Aufstiegsprüfung abzulegen oder die Befähigung für die 
neue Laufbahn nach § 33 Absatz 4 festzustellen. Die Beamten 
verbleiben bis zur Verleihung eines Amtes der neuen Laufbahn 
in ihrer bisherigen Rechtsstellung. Ein Amt der neuen Lauf­
bahn darf den Beamten erst verliehen werden, wenn sie sich im 

Anschluss an die Einführungszeit mindestens sechs Monate in 
Aufgaben dieser Laufbahn bewährt haben. Beamte, die die Auf­
stiegsprüfung oder eine Zwischenprüfung, deren Bestehen Vo­
raussetzung für die Fortsetzung der Einführung ist, endgültig 
nicht bestehen, treten mit der Bekanntgabe der Entscheidung in 
die Aufgaben ihrer bisherigen Laufbahn zurück. 

(7) Ein Aufstieg ist ausgeschlossen, wenn für die höhere Lauf­
bahn eine bestimmte Vorbildung, Ausbildung oder Prüfung au­
ßerhalb des Landesbeamtengesetzes, dieser Verordnung oder 
einer Rechtsverordnung nach § 26 des Landesbeamtengesetzes 
vorgeschrieben oder nach ihrer Eigenart zwingend erforderlich 
ist. 

(8) Am Aufstieg können auch Arbeitnehmer der in § 1 Absatz 1 
genannten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf­
fentlichen Rechts teilnehmen und nach erfolgreicher Einfüh­
rung in die Aufgaben der neuen Laufbahn die Laufbahn- oder 
Aufstiegsprüfung ablegen, wenn die oberste Dienstbehörde sie 
für eine spätere Übernahme in das Beamtenverhältnis vorgese­
hen hat. Die Absätze 1 bis 7 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 23 
Allgemeine Voraussetzungen 

für einen Verwendungsaufstieg 

(1) Den Beamten kann ein Amt der nächsthöheren Laufbahn 
derselben Fachrichtung verliehen werden, wenn die Befähigung 
für einen Verwendungsbereich dieser Laufbahn anerkannt wor­
den ist. 

(2) Der Verwendungsbereich umfasst Aufgaben, bei denen davon 
ausgegangen werden kann, dass auf Grund der fachverwandten 
Tätigkeiten in der niedrigeren Laufbahn und der entsprechen­
den beruflichen Erfahrungen die fachlichen Anforderungen des 
neuen Verwendungsbereiches nach einer Einführung erfüllt 
werden können. Die Zulassung des Aufstiegs in einen Verwen­
dungsbereich durch die oberste Dienstbehörde setzt die Eig­
nung des Beamten und ein dienstliches Bedürfnis voraus. Die 
Entscheidung über die Einrichtung eines Verwendungsbereiches 
trifft die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit der 
Laufbahnordnungsbehörde und dem für das allgemeine öffent­
liche Dienstrecht zuständigen Ministerium. 

(3) Die zum Aufstieg zugelassenen Beamten werden in die 
Aufgaben der neuen Laufbahn eingeführt. Maßgebend sind die 
Anforderungen des Verwendungsbereiches. § 22 Absatz 4 Satz 3 
gilt entsprechend. Die Laufbahnordnungsbehörde regelt die 
Einzelheiten der Einführung einschließlich der zu absolvieren­
den theoretischen Lehrveranstaltungen und Leistungsnach­
weise. Die Einführung schließt mit der Befähigungsfeststel­
lung durch den Landespersonalausschuss ab. Die Befähigungs­
feststellung erfolgt in einem Prüfungsgespräch unter Berück­
sichtigung der Leistungsnachweise aus der Aufstiegsausbil­
dung und der dienstlichen Beurteilungen. Die Einzelheiten des 
Feststellungsverfahrens regelt der Landespersonalausschuss. 
Für die Durchführung des Befähigungsfeststellungsverfahrens 
kann der Landespersonalausschuss zur Vorbereitung seiner 
Entscheidung Unterausschüsse bestellen. In der Befähigungs­
feststellung ist der Verwendungsbereich zu benennen. Beamte, 
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denen die Befähigung endgültig nicht anerkannt wird, treten 
mit der Bekanntgabe der Entscheidung in die Aufgaben ihrer 
bisherigen Laufbahn zurück. 

(4) Ein Amt der nächsthöheren Laufbahn darf den Beamten 
erst verliehen werden, wenn sie sich mindestens sechs Monate 
in Aufgaben ihres Verwendungsbereiches bewährt haben. 

(5) § 22 Absatz 1 und 7 gilt entsprechend. 

(6) Beamte, die die Befähigung für einen Verwendungsbereich 
nach Absatz 3 erworben haben, können bei Vorliegen eines 
dienstlichen Bedürfnisses die Befähigung für einen weiteren 
Verwendungsbereich erwerben, wenn sie 

1.	 sich nach dem Aufstieg in ihrem Verwendungsbereich min­
destens drei Jahre in einem Amt der höheren Laufbahn be­
währt haben, 

2.	 nach ihren Fähigkeiten und ihrer Persönlichkeit für einen 
anderen Verwendungsbereich geeignet sind und 

3.	 mindestens 18 Monate erfolgreich in Aufgaben, die nicht 
ihrem Verwendungsbereich angehören, unterwiesen wor­
den sind und an den erforderlichen theoretischen Lehrver­
anstaltungen teilgenommen haben. 

Absatz 2 Satz 1 und 3 gilt entsprechend; Absatz 3 gilt entspre­
chend mit der Maßgabe, dass auf ein Prüfungsgespräch ver­
zichtet werden kann. 

Abschnitt 2

Einfacher Dienst


§ 24 
Vorbereitungsdienst 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens sechs Monate. 
Er umfasst eine theoretische und eine praktische Ausbildung. 

(2) Der Vorbereitungsdienst kann gekürzt werden, soweit nach­
gewiesen wird, dass die für die Laufbahnbefähigung erforder­
lichen Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten in einem be­
ruflichen Bildungsgang außerhalb des Vorbereitungsdienstes 
oder durch eine für die Laufbahnbefähigung gleichwertige be­
rufliche Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen 
Dienstes erworben worden sind. 

Abschnitt 3

Mittlerer Dienst


§ 25 
Vorbereitungsdienst 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens zwei Jahre. 

(2) Der Vorbereitungsdienst besteht aus einer fachtheoretischen 
und einer praktischen Ausbildung. Die fachtheoretische Aus­
bildung dauert in der Regel mindestens sechs Monate. 

(3) Der Vorbereitungsdienst kann gekürzt werden, soweit nach­
gewiesen wird, dass die für die Laufbahnbefähigung erforder­
lichen Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten in einem be­
ruflichen Bildungsgang außerhalb des Vorbereitungsdienstes 
oder durch eine für die Laufbahnbefähigung gleichwertige 
berufliche Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen 
Dienstes erworben worden sind. 

(4) Die Befähigung für eine Laufbahn des mittleren Dienstes 
besitzt auch, wer außerhalb des Vorbereitungsdienstes eine in­
haltlich dessen Anforderungen entsprechende Ausbildung mit 
einer Prüfung abgeschlossen hat, die der Laufbahnprüfung 
gleichwertig ist. Über die Anerkennung der Gleichwertigkeit 
entscheidet die Laufbahnordnungsbehörde. 

§ 26 
Aufstieg 

(1) Beamte des einfachen Dienstes können zum Aufstieg in ei­
ne Laufbahn des mittleren Dienstes derselben Fachrichtung zu­
gelassen werden, wenn sie 

1.	 geeignet sind, 
2.	 sich in einer laufbahnrechtlichen Dienstzeit von mindes­

tens einem Jahr seit der Ernennung zum Beamten auf Le­
benszeit bewährt haben und 

3.	 noch nicht das 55. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Die zum Aufstieg zugelassenen Beamten werden in die Auf­
gaben der neuen Laufbahn durch die für die Laufbahn einge­
richtete Ausbildung eingeführt. Soweit die Beamten während 
ihrer bisherigen Tätigkeit schon einen Teil der Kenntnisse er­
worben haben, die für die neue Laufbahn gefordert werden, kann 
die Einführungszeit gekürzt werden. 

(3) Die Einführung schließt mit der Aufstiegsprüfung ab. Diese 
entspricht der Laufbahnprüfung. § 20 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(4) Sind Arbeitnehmer nach § 22 Absatz 8 für den Aufstieg vor­
gesehen, gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend mit der Maß­
gabe, dass sich die zu fordernden Dienstzeiten um die Dauer 
der regelmäßigen Probezeit von drei Jahren verlängern. 

§ 27 
Aufstieg für besondere Verwendungen 

(1) Beamte des einfachen Dienstes können zum Aufstieg für ei­
nen Verwendungsbereich des mittleren Dienstes derselben Fach­
richtung zugelassen werden, wenn sie 

1.	 geeignet sind, 
2.	 mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 4 erreicht 

und sich in einer laufbahnrechtlichen Dienstzeit von min­
destens zehn Jahren seit der Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit bewährt haben und 

3.	 zu Beginn der Einführung nach Absatz 2 Satz 2 das 45. Le­
bensjahr, aber noch nicht das 58. Lebensjahr vollendet ha­
ben. 
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(2) Die Aufgaben können höchstens einem Amt der Besol­
dungsgruppe A 7 zugeordnet werden. Die Einführungszeit dau­
ert mindestens sechs Monate; sie soll ein Jahr nicht überschrei­
ten. Die Einführung umfasst eine theoretische Lehrveranstal­
tung von in der Regel einem Monat. Soweit die Beamten in ih­
rer bisherigen Tätigkeit schon hinreichende Kenntnisse erwor­
ben haben, wie sie für den Verwendungsbereich in der neuen 
Laufbahn gefordert werden, kann die Einführungszeit um höchs­
tens drei Monate gekürzt werden. 

(3) In den Fällen des § 23 Absatz 6 können die Aufgaben höchs­
tens einem Amt der Besoldungsgruppe A 8 zugeordnet werden. 

Abschnitt 4

Gehobener Dienst


§ 28 
Besondere Einstellungsvoraussetzungen 

für den Vorbereitungsdienst der technischen Laufbahnen 

In Laufbahnen des technischen Dienstes ist neben den Anfor­
derungen des § 11 Absatz 1 Nummer 3 des Landesbeamten­
gesetzes ein mit einem Bachelorgrad abgeschlossenes Studium 
einer Hochschule oder ein als gleichwertig anerkannter Ab­
schluss in der entsprechenden Fachrichtung nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen nachzuweisen. 

§ 29 
Vorbereitungsdienst 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens drei Jahre. 

(2) Der Vorbereitungsdienst für die Laufbahnen des nichttech­
nischen Dienstes gliedert sich in fachwissenschaftliche Studien­
zeiten an einer Fachhochschule von mindestens 18-monatiger 
Dauer und in fachpraktische Ausbildungszeiten von mindes­
tens zwölfmonatiger Dauer. Die fachwissenschaftlichen Stu­
dienzeiten und die fachpraktischen Ausbildungszeiten werden 
in der Regel im Wechsel durchgeführt; sie bilden eine Einheit. 

(3) Die fachwissenschaftliche Studienzeit schließt ein Grund­
studium von sechs Monaten ein. Das Grundstudium umfasst die 
für die Laufbahnen des gehobenen Dienstes allgemein geeig­
neten Ausbildungsinhalte. 

(4) Die fachpraktische Ausbildung erfolgt in fachbezogenen 
Schwerpunktbereichen der Laufbahnaufgaben. Insgesamt kön­
nen drei Monate auf praxisbezogene Lehrveranstaltungen ent­
fallen. 

(5) Der Vorbereitungsdienst kann in den Laufbahnen des tech­
nischen Dienstes auf eine praktische Ausbildung in Schwer­
punktbereichen der Laufbahnaufgaben beschränkt werden, wenn 
der Erwerb der wissenschaftlichen Kenntnisse und Methoden, 
die zur Erfüllung der Aufgaben in der Laufbahn erforderlich 
sind, durch den nach § 28 geforderten Abschluss nachgewiesen 
worden ist. Die praktische Ausbildung soll ein Jahr nicht unter­
schreiten. 

(6) Die praktische Ausbildung kann bis auf sechs Monate ge­
kürzt werden, soweit Zeiten einer geeigneten berufspraktischen 
Ausbildung oder für die Laufbahnbefähigung gleichwertige 
berufliche Tätigkeiten nachgewiesen worden sind. Tätigkeiten 
von Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst können berücksich­
tigt werden, wenn sie denjenigen von Beamten des gehobenen 
Dienstes gleichwertig sind. 

(7) Die Befähigung für eine Laufbahn des gehobenen Dienstes 
besitzt auch, wer außerhalb des Vorbereitungsdienstes eine in­
haltlich dessen Anforderungen entsprechende, aus Fachstudien 
und berufspraktischen Studienzeiten bestehende Ausbildung in 
einem Studiengang einer Hochschule mit einer Prüfung abge­
schlossen hat, die der Laufbahnprüfung gleichwertig ist. Bei 
Defiziten bezüglich der berufspraktischen Studienzeiten kann 
als Voraussetzung für die Anerkennung der Prüfung als Lauf­
bahnprüfung der erfolgreiche Abschluss einer auf mindestens 
sechs Monate zu bemessenden Einführung in die Laufbahnauf­
gaben gefordert werden. Über die Anerkennung der Gleichwer­
tigkeit entscheidet die Laufbahnordnungsbehörde. 

(8) Der an der Technischen Fachhochschule Wildau im Studien­
gang Verwaltung und Recht erworbene Diplom- oder Bachelor-
Abschluss gilt als der Laufbahnprüfung für den gehobenen all­
gemeinen Verwaltungsdienst gleichwertig. 

§ 30 
Aufstieg 

(1) Beamte des mittleren Dienstes können zum Aufstieg in eine 
Laufbahn des gehobenen Dienstes derselben Fachrichtung zu­
gelassen werden, wenn sie 

1.	 geeignet sind, 
2.	 sich in einer laufbahnrechtlichen Dienstzeit von mindes­

tens fünf Jahren seit der Ernennung zum Beamten auf Le­
benszeit im mittleren Dienst bewährt haben, 

3.	 ein Beförderungsamt innehaben und 
4.	 noch nicht das 55. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Die Beamten werden in die Aufgaben der neuen Laufbahn 
durch eine Ausbildung von drei Jahren in einem für die Lauf­
bahn eingerichteten Fachhochschulstudiengang nach Maßgabe 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung nach § 29 Absatz 2 bis 4 
eingeführt. Soweit die Beamten während ihrer bisherigen Tä­
tigkeit schon einen Teil der Kenntnisse erworben haben, die für 
die neue Laufbahn gefordert werden, können die fachwissen­
schaftlichen Studienzeiten und die fachpraktischen Ausbildungs­
zeiten jeweils um höchstens sechs Monate gekürzt werden. 

(3) Nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
können die Beamten auch in einem Aufstiegslehrgang von min­
destens 18 Monaten, der mindestens zwölf Monate theoretische 
Lehrveranstaltungen und mindestens sechs Monate fachprakti­
sche Ausbildung umfasst, in die Aufgaben der neuen Laufbahn 
eingeführt werden. 

(4) Die Einführung schließt mit der Aufstiegsprüfung ab. Diese 
entspricht der Laufbahnprüfung. § 20 Absatz 3 gilt entsprechend. 
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(5) Sind Arbeitnehmer nach § 22 Absatz 8 für den Aufstieg 
vorgesehen, gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass sich die zu fordernde Dienstzeit um die Dauer 
der regelmäßigen Probezeit von drei Jahren verlängert und dass 
die Regelung über das zu fordernde Beförderungsamt nicht an­
zuwenden ist. 

§ 31 
Aufstieg für besondere Verwendungen 

(1) Beamte des mittleren Dienstes können zum Aufstieg für ei­
nen Verwendungsbereich des gehobenen Dienstes derselben 
Fachrichtung zugelassen werden, wenn sie 

1.	 geeignet sind, 
2.	 mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 8 erreicht 

und sich in einer laufbahnrechtlichen Dienstzeit von min­
destens zehn Jahren seit der Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit im mittleren Dienst bewährt haben und 

3.	 zu Beginn der Einführung nach Absatz 2 Satz 2 das 47. Le­
bensjahr, aber noch nicht das 58. Lebensjahr vollendet ha­
ben. 

(2) Die Aufgaben können höchstens einem Amt der Besoldungs­
gruppe A 11 zugeordnet werden. Die Einführungszeit dauert 
mindestens neun Monate; sie soll ein Jahr nicht überschreiten. 
Die Einführung umfasst eine theoretische Lehrveranstaltung 
von in der Regel zwei Monaten, die mit mindestens einem 
Leistungsnachweis abschließt. Soweit die Beamten in ihrer bis­
herigen Tätigkeit schon hinreichende Kenntnisse erworben ha­
ben, wie sie für den Verwendungsbereich in der neuen Lauf­
bahn gefordert werden, kann die Einführungszeit um höchstens 
drei Monate gekürzt werden. 

(3) In den Fällen des § 23 Absatz 6 können die Aufgaben höchs­
tens einem Amt der Besoldungsgruppe A 12 zugeordnet wer­
den. 

Abschnitt 5

Höherer Dienst


§ 32 
Vorbereitungsdienst 

(1) Das Studium im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 4 des 
Landesbeamtengesetzes muss geeignet sein, in Verbindung mit 
dem Vorbereitungsdienst die Laufbahnbefähigung zu vermit­
teln. 

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert mindestens zwei Jahre. Er 
vermittelt durch eine Ausbildung in fachbezogenen Schwer­
punktbereichen der Laufbahnaufgaben, verbunden mit praxis­
bezogenen Lehrveranstaltungen, die für die Laufbahn erforder­
lichen berufspraktischen Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertig­
keiten. 

(3) Der Vorbereitungsdienst kann bis auf ein Jahr gekürzt wer­
den, soweit nachgewiesen wird, dass die für die Laufbahnbefä­

higung erforderlichen Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkei­
ten in einem beruflichen Bildungsgang außerhalb des Vorbe­
reitungsdienstes oder durch eine für die Laufbahnbefähigung 
gleichwertige, nach Bestehen der ersten Staats- oder der Hoch­
schulprüfung zurückgelegte berufliche Tätigkeit innerhalb oder 
außerhalb des öffentlichen Dienstes erworben worden sind. 

(4) Nach Absatz 3 sind auch Zeiten einer praktischen Tätigkeit 
anrechenbar, die Voraussetzung für die Ablegung der für die 
Laufbahn vorgeschriebenen ersten Staats- oder der Hochschul­
prüfung sind. 

(5) Die Laufbahnbefähigung für den höheren allgemeinen Ver­
waltungsdienst besitzt auch, wer die Befähigung zum Richter­
amt hat. 

§ 33 
Aufstieg 

(1) Beamte des gehobenen Dienstes können zum Aufstieg in ei­
ne Laufbahn des höheren Dienstes derselben Fachrichtung zu­
gelassen werden, wenn sie 

1.	 geeignet sind, 
2.	 sich in einer laufbahnrechtlichen Dienstzeit von mindestens 

zehn Jahren seit der Ernennung zum Beamten auf Lebens­
zeit im gehobenen Dienst bewährt haben, 

3.	 mindestens ein Jahr ein Amt der Besoldungsgruppe A 12, 
Beamte der Gemeinden und Gemeindeverbände mindes­
tens das erste Beförderungsamt, innehaben und 

4.	 noch nicht das 55. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Die Einführung in die Aufgaben der neuen Laufbahn dauert 
mindestens ein Jahr und sechs Monate. Die Einführung um­
fasst eine praktische Unterweisung in Aufgaben des höheren 
Dienstes und einen wissenschaftlich ausgerichteten Bildungs­
gang von mindestens sechs Monaten (Aufstiegsstudium), der 
an geeigneten Bildungseinrichtungen innerhalb oder außerhalb 
des öffentlichen Dienstes praxisbegleitend durchgeführt wird. 
Bei Beamten des Landes sollen mindestens drei Monate des 
Aufstiegsstudiums zusammenhängend absolviert werden. Die 
erfolgreiche Teilnahme ist durch Leistungsnachweise festzu­
stellen. Soweit die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen nichts 
Abweichendes bestimmen, erlässt die Laufbahnordnungsbe­
hörde im Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche 
Dienstrecht zuständigen Ministerium für den Bildungsgang ei­
nen Rahmenplan. 

(3) Die praktische Einführung in die Aufgaben des höheren 
Dienstes erfolgt auf zwei Dienstposten in unterschiedlichen 
Aufgabenbereichen; die Einführungszeit soll jeweils die Dauer 
von sechs Monaten nicht unterschreiten. Bei Gemeinden und 
Gemeindeverbänden bis zu 30 000 Einwohnern kann von den 
Voraussetzungen des Satzes 1 abgesehen werden. 

(4) Soweit die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen nichts Ab­
weichendes bestimmen, stellt der Landespersonalausschuss auf 
Antrag der obersten Dienstbehörde unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der praktischen und theoretischen Aufstiegsausbil­
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dung in einem Prüfungsgespräch fest, ob die Einführungszeit 
erfolgreich abgeschlossen ist. Mit der Feststellung der erfolg­
reichen Einführung wird die Befähigung für die Laufbahn 
anerkannt. Die Einzelheiten des Feststellungsverfahrens regelt 
der Landespersonalausschuss. Für die Durchführung des Befä­
higungsfeststellungsverfahrens kann der Landespersonalaus­
schuss zur Vorbereitung seiner Entscheidung Unterausschüsse 
bestellen. 

(5) Hat der Beamte für den Aufstieg in den höheren allgemei­
nen Verwaltungsdienst den wissenschaftlich ausgerichteten Bil­
dungsgang (Aufstiegsstudium) an der Verwaltungsakademie 
Berlin erfolgreich abgeschlossen, führt der Landespersonalaus­
schuss ein Prüfungsgespräch nur durch, wenn die Befähigung 
für den höheren Dienst auf Grund der Prüfungsergebnisse des 
Aufstiegsstudiums und der dienstlichen Beurteilungen der prak­
tischen Aufstiegsausbildung (Einführungszeit) nicht nach Ak­
tenlage festgestellt werden kann, weil Zweifel am erfolgreichen 
Abschluss der Einführungszeit bestehen. 

(6) § 20 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(7) Sind Arbeitnehmer nach § 22 Absatz 8 für den Aufstieg 
vorgesehen, gelten die Absätze 1 bis 6 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass sich die zu fordernde Dienstzeit um die Dauer 
der regelmäßigen Probezeit von drei Jahren verlängert und dass 
die Regelung über das zu fordernde Beförderungsamt nicht an­
zuwenden ist. 

§ 34 
Aufstieg für besondere Verwendungen 

(1) Beamte des gehobenen Dienstes können zum Aufstieg für 
einen Verwendungsbereich des höheren Dienstes derselben Fach­
richtung zugelassen werden, wenn sie 

1.	 geeignet sind, 
2.	 mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 12 erreicht 

und sich in einer laufbahnrechtlichen Dienstzeit von min­
destens zehn Jahren seit der Ernennung zum Beamten auf 
Lebenszeit im gehobenen Dienst bewährt haben und 

3.	 zu Beginn der Einführung nach Absatz 2 Satz 2 das 50. Le­
bensjahr, aber noch nicht das 58. Lebensjahr vollendet ha­
ben. 

(2) Die Aufgaben können höchstens einem Amt der Besoldungs­
gruppe A 14 zugeordnet werden. Die Einführungszeit dauert 
mindestens neun Monate; sie soll ein Jahr nicht überschreiten. 
Die Einführung umfasst eine theoretische Lehrveranstaltung 
von in der Regel drei Monaten, die mit mindestens zwei Leis­
tungsnachweisen abschließt. Soweit die Beamten in ihrer bis­
herigen Tätigkeit schon hinreichende Kenntnisse erworben ha­
ben, wie sie für den Verwendungsbereich in der neuen Lauf­
bahn gefordert werden, kann die Einführungszeit um höchstens 
drei Monate gekürzt werden. 

(3) In den Fällen des § 23 Absatz 6 können die Aufgaben höchs­
tens einem Amt der Besoldungsgruppe A 15 zugeordnet wer­
den. 

Kapitel 3

Laufbahnen besonderer Fachrichtungen


§ 35 
Allgemeines 

(1) Laufbahnen besonderer Fachrichtung sind die in der Anlage 2 
genannten Laufbahnen. 

(2) An die Stelle des Vorbereitungsdienstes und der Laufbahn­
prüfung tritt eine für die Laufbahnbefähigung gleichwertige, 
innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes geleistete, 
auf den geforderten Bildungsvoraussetzungen aufbauende haupt­
berufliche Tätigkeit. 

(3) In eine Laufbahn besonderer Fachrichtung kann eingestellt 
werden, wer 

1.	 die Bildungsvoraussetzungen nach § 36 erfüllt und 
2.	 eine hauptberufliche Tätigkeit nach § 37 nachweist. 

§ 36 
Bildungsvoraussetzungen 

Die Bildungsvoraussetzungen müssen eine Ausbildung umfas­
sen, die zu einem allgemein berufsbefähigenden Abschluss ge­
führt hat. Für Laufbahnen des mittleren und des gehobenen 
Dienstes muss die Ausbildung auf der nach § 11 Absatz 1 Num­
mer 2 und 3 des Landesbeamtengesetzes geforderten Mindest­
vorbildung aufbauen; für Laufbahnen des gehobenen Dienstes 
muss ein abgeschlossenes Studium im Sinne von § 11 Absatz 2 
des Landesbeamtengesetzes vorliegen. Für Laufbahnen des hö­
heren Dienstes ist ein den Voraussetzungen des § 11 Absatz 1 
Nummer 4 des Landesbeamtengesetzes entsprechendes Stu­
dium zu fordern. 

§ 37 
Hauptberufliche Tätigkeit 

(1) Hauptberuflich ist eine Tätigkeit, wenn sie entgeltlich ist, 
gewolltermaßen den Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit dar­
stellt, in der Regel den überwiegenden Teil der Arbeitskraft be­
ansprucht und dem durch Ausbildung und Berufswahl gepräg­
ten Berufsbild entspricht oder nahe kommt. Die hauptberufli­
che Tätigkeit muss nach dem Erwerb der Bildungsvorausset­
zungen geleistet worden sein. 

(2) Die erforderliche Dauer der hauptberuflichen Tätigkeit be­
trägt in Laufbahnen 

1.	 des mittleren und gehobenen Dienstes ein Jahr und sechs 
Monate und 

2.	 des höheren Dienstes zwei Jahre und sechs Monate. 

(3) Die hauptberufliche Tätigkeit ist für die Laufbahnbefähi­
gung geeignet, wenn sie 

1.	 den für die Fachrichtung erforderlichen fachlichen Anfor­
derungen entspricht, 
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2.	 nach ihrer Schwierigkeit der Tätigkeit eines Beamten der­
selben oder einer gleichwertigen Laufbahn entspricht, 

3.	 im Hinblick auf die Aufgaben der künftigen Laufbahn die 
Fähigkeit des Bewerbers zu fachlich selbstständiger Berufs­
ausübung erwiesen hat. 

(4) Abweichend von Absatz 3 Nummer 1 können auf die nach 
Absatz 2 geforderte Dauer der hauptberuflichen Tätigkeit Zei­
ten einer fachverwandten gleichwertigen hauptberuflichen Tä­
tigkeit angerechnet werden. 

(5) Anteile einer hauptberuflichen Tätigkeit, die auf eine Teil­
zeitbeschäftigung entfallen, werden entsprechend ihrem Verhält­
nis zur regelmäßigen Arbeitszeit berücksichtigt, wenn sie min­
destens die Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
der Landesbeamten betragen haben. 

§ 38 
Festlegung der Bildungsvoraussetzungen und von

Besonderheiten der hauptberuflichen Tätigkeit


Die Laufbahnordnungsbehörden legen im Einvernehmen mit 
dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständigen 
Ministerium die Berufe und Studienabschlüsse sowie besonde­
re Voraussetzungen nach den §§ 36 und 37 fest. Das für das 
allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständige Ministerium gibt 
die Festlegungen regelmäßig im Amtsblatt für Brandenburg 
bekannt. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 können auf 
Grund einer Prüfung des Einzelfalls auch weitere geeignete fach­
verwandte Studienabschlüsse anerkannt werden. 

§ 39 
Feststellung der Befähigung 

(1) Die oberste Dienstbehörde entscheidet auf Grund der nach 
den §§ 36 und 37 zu fordernden Nachweise über den Erwerb 
der Laufbahnbefähigung; sie kann diese Befugnis bei Laufbah­
nen des mittleren und des gehobenen Dienstes auf andere Stel­
len übertragen. 

(2) Die Feststellung nach Absatz 1 muss 

1.	 den Zeitpunkt des Befähigungserwerbs, 
2.	 die Bezeichnung der Laufbahn und 
3.	 die Laufbahngruppe, sofern die Laufbahn mehreren Lauf­

bahngruppen zugeordnet ist, 

enthalten. 

§ 40 
Aufstieg 

(1) Beamte in Laufbahnen besonderer Fachrichtungen können 
zum Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn derselben Fach­
richtung vorgeschlagen werden oder sich bewerben. § 22 Ab­
satz 2 bis 5 und 8, § 30 Absatz 1 und § 33 Absatz 1 gelten ent­
sprechend. 

(2) Der Aufstieg in den gehobenen Dienst setzt ein mit einem 
Bachelorgrad abgeschlossenes Hochschulstudium oder einen 
nach § 38 gleichwertigen Abschluss sowie eine erfolgreiche 
praktische Einführung in die Aufgaben der neuen Laufbahn 
von mindestens einem Jahr voraus. 

(3) Der Aufstieg in den höheren Dienst setzt ein mit einem 
Mastergrad abgeschlossenes Hochschulstudium oder einen nach 
§ 38 gleichwertigen Abschluss sowie eine erfolgreiche prakti­
sche Einführung in die Aufgaben der neuen Laufbahn von min­
destens einem Jahr voraus. 

(4) Die praktische Einführung schließt mit der auf der Grund­
lage der dienstlichen Beurteilung zu treffenden Befähigungs­
feststellung ab. § 22 Absatz 6 Satz 3, § 33 Absatz 4 Satz 2 und 
§ 39 Absatz 1 gelten entsprechend. 

Kapitel 4

Erwerb der Laufbahnbefähigung auf Grund 


des Gemeinschaftsrechts


§ 41 
Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten für die Anerken­
nung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen von Staats­
angehörigen 

1.	 eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, 
2.	 eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum oder 
3.	 eines Staates, dem Deutschland und die Europäische Union 

oder Deutschland und die Europäische Gemeinschaft ver­
traglich einen Anspruch auf Anerkennung von Berufsquali­
fikationen eingeräumt haben, 

auf Antrag als Laufbahnbefähigung entsprechend der Richtli­
nie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqua­
lifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 
16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 
3.2.2009, S. 49), die zuletzt durch die Verordnung (EG) 
Nr. 279/2009 (ABl. L 93 vom 7.4.2009, S. 11) geändert wor­
den ist. Unberührt bleibt der Grundsatz der automatischen An­
erkennung auf Grund der Regelungen nach Titel III Kapitel III 
der Richtlinie 2005/36/EG. 

(2) Mitgliedstaat im Sinne dieser Verordnung ist 

1.	 jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
2.	 jeder andere Vertragsstaat des Abkommens über den Euro­

päischen Wirtschaftsraum oder 
3.	 jeder andere Vertragsstaat, dem Deutschland und die Euro­

päische Gemeinschaft oder Deutschland und die Europäi­
sche Union vertraglich einen Rechtsanspruch auf Anerken­
nung von Berufsqualifikationen eingeräumt haben. 

(3) Berufsqualifikation im Sinne dieser Verordnung ist eine 
durch Ausbildungsnachweise, Diplome, Prüfungszeugnisse oder 
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sonstige Befähigungsnachweise dokumentierte berufliche Qua­
lifikation, die die Anforderungen des Artikels 3 Absatz 1 Buch­
stabe b oder c, Absatz 3, des Artikels 12 oder des Artikels 13 
Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b, Absatz 2 Satz 2 Buchstabe b oder 
Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt. 

(4) Zuständige Behörde im Sinne dieses Kapitels ist die für die 
jeweilige Laufbahn zuständige Laufbahnordnungsbehörde. 

§ 42 
Anerkennungsvoraussetzungen 

(1) Die Qualifikationsnachweise, die in einem anderen Mit­
gliedstaat erforderlich sind, um in seinem Hoheitsgebiet die Er­
laubnis zur Aufnahme und Ausübung eines reglementierten Be­
rufes zu erhalten, sind auf Antrag als Laufbahnbefähigung, die 
der Fachrichtung des Qualifikationsnachweises entspricht, an­
zuerkennen, wenn 

1.	 sie in einem Mitgliedstaat von einer nach dessen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften zuständigen Behörde ausge­
stellt worden sind, 

2.	 sie bescheinigen, dass das Berufsqualifikationsniveau des 
Inhabers einem der Absätze 2 bis 4 entspricht und 

3.	 der Ausbildungsnachweis im Vergleich zu dem entspre­
chenden deutschen Schulabschluss, Berufsabschluss oder 
der hauptberuflichen Tätigkeit weder ein zeitliches noch 
ein inhaltliches Defizit im Sinne des § 44 Absatz 3 auf­
weist. 

Reglementiert ist ein Beruf dann, wenn dessen Aufnahme und 
Ausübung durch staatliche Rechtsvorschriften an das Vorliegen 
bestimmter Berufsqualifikationen gebunden ist. 

(2) Für die Laufbahnen des einfachen und mittleren Dienstes 
bedarf es mindestens eines Befähigungsnachweises 

1.	 einer allgemeinen Schulbildung von Primär- und Sekun­
darniveau, der Allgemeinkenntnisse bescheinigt, 

2.	 einer sonstigen Ausbildung, für die kein Zeugnis oder Dip­
lom im Sinne des Artikels 11 Buchstabe b bis e der Richt­
linie 2005/36/EG erteilt wird, 

3.	 einer spezifischen Prüfung ohne vorherige Ausbildung oder 
4.	 der Ausübung des Berufs in Vollzeitbeschäftigung in einem 

Mitgliedstaat während drei aufeinander folgender Jahre oder 
einer Teilzeitbeschäftigung während eines entsprechenden 
Zeitraums in den letzten zehn Jahren. 

(3) Für die Laufbahnen des gehobenen Dienstes bedarf es min­
destens 

1.	 eines Zeugnisses, das nach Abschluss einer allgemeinbil­
denden Sekundarausbildung, die durch eine Fach- oder Be­
rufsausbildung, die keine Fach- oder Berufsausbildung im 
Sinne des Artikels 11 Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG 
ist, erteilt wird und welches gegebenenfalls durch ein ne­
ben dem Ausbildungsgang erforderliches Berufspraktikum 
oder eine solche Berufspraxis ergänzt wird oder 

2.	 eines Zeugnisses, das nach einer technischen oder berufs­
bildenden Sekundarausbildung erteilt wird, welches gege­

benenfalls durch ein neben dem Ausbildungsgang erforder­
liches Berufspraktikum oder eine solche Berufspraxis er­
gänzt wird. 

Abweichend von Satz 1 bedarf es für Laufbahnen des gehobe­
nen Dienstes, die ein abgeschlossenes externes Studium von 
mindestens drei Jahren an einer Hochschule voraussetzen, min­
destens eines Diploms, welches erteilt wird nach Abschluss ei­
ner postsekundären Ausbildung von mindestens einem Jahr oder 
einer Teilzeitausbildung von entsprechender Dauer, die keine 
postsekundäre Ausbildung im Sinne des Artikels 11 Buchsta­
be d und e der Richtlinie 2005/36/EG ist und für die eine der 
Zugangsbedingungen der Abschluss einer zum Universitäts­
und Hochschulstudium berechtigten Sekundarausbildung oder 
eine abgeschlossene entsprechende Schulbildung der Sekun­
darstufe II ist, sowie der Berufsausbildung, die gegebenenfalls 
neben der postsekundären Ausbildung gefordert wird. 

(4) Für die Laufbahnen des höheren Dienstes bedarf es mindes­
tens eines Diploms, welches 

1.	 nach Abschluss einer postsekundären Ausbildung von min­
destens drei und höchstens vier Jahren an einer Universität 
oder einer Hochschule oder in einer anderen Ausbildungs­
einrichtung mit gleichwertigem Ausbildungsniveau erteilt 
wird, oder 

2.	 nach einer Teilzeitausbildung von entsprechender Dauer an 
einer Universität oder einer Hochschule oder in einer ande­
ren Ausbildungseinrichtung mit gleichwertigem Ausbil­
dungsniveau sowie der Berufsausbildung, die gegebenen­
falls neben dem Studium gefordert wird, erteilt wird. 

(5) Hat der Antragsteller in einem Mitgliedstaat, der die Be­
rufsausübung nicht reglementiert hat, zwei Jahre innerhalb der 
letzten zehn Jahre den Beruf vollzeitlich ausgeübt, so gelten 
die Absätze 1 bis 4 entsprechend, wenn die Qualifikationsnach­
weise bescheinigen, dass der Inhaber auf die Ausübung des be­
treffenden Berufs vorbereitet wurde. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
vorgelegte Qualifikationsnachweis den Abschluss einer regle­
mentierten Ausbildung gemäß eines der Qualifikationsniveaus 
des Artikels 11 Buchstabe b, c, d oder Buchstabe e der Richtli­
nie 2005/36/EG bestätigt. 

§ 43 
Antrag 

(1) Der Antrag auf Anerkennung ist an die Laufbahnordnungs­
behörde zu richten. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen: 

1.	 ein Lebenslauf mit tabellarischer Darstellung des beruf­
lichen Werdegangs, 

2.	 ein Nachweis der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaa­
tes, 

3.	 Qualifikationsnachweise, 
4.	 Bescheinigungen oder Urkunden des Heimat- oder Her­

kunftsstaates darüber, dass keine Straftaten, schwerwiegen­
de berufliche Verfehlungen oder sonstige, die Eignung in 
Frage stellenden Umstände bekannt sind; die Bescheinigun­
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gen oder Urkunden dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als 
drei Monate sein, 

5.	 eine Bescheinigung des Heimat- oder Herkunftsstaates, aus 
der hervorgeht, zu welcher Berufsausübung der Qualifika­
tionsnachweis berechtigt, 

6.	 Bescheinigungen über die Art und Dauer der nach Erwerb 
des Qualifikationsnachweises in einem Mitgliedstaat aus­
geübten Tätigkeiten in der Fachrichtung des Qualifikations­
nachweises, 

7.	 Nachweise über Inhalte und Dauer der Studien und Ausbil­
dungen in Form von Studienordnungen, Prüfungsordnun­
gen, Studienbüchern oder in anderer geeigneter Weise, aus 
denen die Anforderungen, die zur Erlangung des Abschlus­
ses geführt haben, hervorgehen müssen, 

8.	 eine Erklärung, welche Tätigkeit auf der Grundlage des 
Qualifikationsnachweises in der öffentlichen Verwaltung 
angestrebt wird, sowie 

9.	 eine Erklärung, ob die Anerkennung bei einer anderen Be­
hörde in der Bundesrepublik Deutschland beantragt wurde 
und gegebenenfalls wie darüber entschieden worden ist. 

(3) Der Antrag und die beizufügenden Unterlagen sind, soweit 
sie von dem Antragsteller stammen, in deutscher Sprache vor­
zulegen, sonstige Unterlagen mit einer beglaubigten Überset­
zung eines vereidigten Übersetzers. 

(4) Die Laufbahnordnungsbehörde bestätigt dem Antragsteller 
innerhalb eines Monats den Empfang der Unterlagen und teilt 
ihm gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. 

§ 44 
Bewertung der Qualifikationsnachweise 

(1) Die Laufbahnordnungsbehörde stellt fest, ob der Qualifika­
tionsnachweis einer Laufbahnbefähigung des Landes Branden­
burg zugeordnet werden kann. Anhand eines Vergleichs zwi­
schen den Vorbildungs- und Ausbildungsvoraussetzungen der 
Laufbahnbefähigung und der Qualifikationsnachweise stellt sie 
fest, ob ein inhaltliches oder zeitliches Defizit im Sinne des 
Absatzes 3 besteht. 

(2) Ist beabsichtigt, dem Antragsteller einen Anpassungslehr­
gang oder eine Eignungsprüfung aufzuerlegen, ist zunächst zu 
prüfen, ob die im Rahmen der bisherigen Berufspraxis erwor­
benen Kenntnisse den wesentlichen Unterschied ganz oder teil­
weise ausgleichen können. 

(3) Ausgleichsmaßnahmen können verlangt werden, wenn 

1.	 die nachgewiesene Ausbildungsdauer mindestens ein Jahr 
unter der für den Erwerb der Laufbahnbefähigung geforder­
ten fachtheoretischen Dauer liegt (zeitliches Defizit) oder 

2.	 die bisherige Ausbildung und der dazugehörige Ausbil­
dungsnachweis sich auf Fächer beziehen, die sich wesentlich 
von den im Land Brandenburg vorgeschriebenen unter­
scheiden (inhaltliches Defizit) oder 

3.	 die Laufbahnbefähigung die Wahrnehmung eines umfang­
reicheren Aufgabenfeldes ermöglicht als der reglementier­
te Beruf im Mitgliedstaat des Antragstellers und wenn die­
ser Unterschied in einer besonderen Ausbildung besteht, 

die für den Erwerb der Laufbahnbefähigung vorgeschrie­
ben wird und sie sich auf Fächer bezieht, die sich wesent­
lich von denen unterscheiden, die von den Qualifikations­
nachweisen abgedeckt werden, die der Antragsteller vorlegt. 

Fächer unterscheiden sich wesentlich, wenn deren Kenntnis ei­
ne wesentliche Voraussetzung für die Ausübung des Berufs ist 
und bei denen die bisherige Ausbildung bedeutende Abweichun­
gen hinsichtlich Dauer oder Inhalt gegenüber der für die Lauf­
bahnbefähigung geforderten fachtheoretischen Ausbildung auf­
weist. 

§ 45 
Ausgleichsmaßnahmen 

(1) Liegt ein Defizit im Sinne des § 44 vor, so ist die Anerken­
nung 

1.	 bei einem inhaltlichen Defizit nach Wahl des Bewerbers 
von einer Eignungsprüfung (§ 46) oder von einem Anpas­
sungslehrgang (§ 47), 

2.	 bei einem zeitlichen Defizit von mindestens einem Jahr 
von dem Nachweis einer zusätzlichen Berufserfahrung 

abhängig zu machen. Liegt sowohl ein inhaltliches als auch ein 
zeitliches Defizit vor, so kann nur der Ausgleich des inhalt­
lichen Defizits verlangt werden. Bei einem zeitlichen Defizit im 
Vergleich zur entsprechenden deutschen Hochschulausbildung 
oder zum einschlägigen Vorbereitungsdienst ist eine Berufser­
fahrung von der doppelten Dauer der Fehlzeit, höchstens aber 
von vier Jahren, nachzuweisen. 

(2) Wird für Laufbahnen besonderer Fachrichtungen bei einem 
Vergleich mit der geforderten hauptberuflichen Tätigkeit ein 
zeitliches Defizit festgestellt, so darf nur der Nachweis der ein­
fachen Dauer der Fehlzeit verlangt werden. 

(3) Abweichend von Absatz 1 ist eine Berufsqualifikation für 
Laufbahnen des gehobenen und höheren Dienstes, deren Auf­
gabenausübung eine genaue Kenntnis des deutschen Rechts er­
fordert und bei denen Beratung oder Beistand in Bezug auf das 
deutsche Recht ein wesentlicher und beständiger Teil der Be­
rufsausübung ist, nur anzuerkennen, wenn der Bewerber er­
folgreich eine Eignungsprüfung abgelegt hat. 

§ 46 
Eignungsprüfung 

(1) Die Eignungsprüfung ist eine ausschließlich die beruflichen 
Kenntnisse betreffende staatliche Prüfung, mit der die Fähig­
keiten, die Aufgaben der angestrebten Laufbahn auszuüben, 
beurteilt werden. Die Eignungsprüfung muss dem Umstand 
Rechnung tragen, dass im Heimat- oder Herkunftsstaat bereits 
eine entsprechende berufliche Qualifikation vorliegt. 

(2) Bei Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst führt die Eig­
nungsprüfung die für die Durchführung der Laufbahnprüfung 
zuständige Behörde durch. Bei Laufbahnen besonderer Fachrich­
tungen wird die Eignungsprüfung von der zuständigen Lauf­
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bahnordnungsbehörde durchgeführt, die hierfür auch eine an­
dere Behörde bestimmen kann. 

(3) Bei Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst gelten die in den 
jeweiligen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen genannten 
Prüfungsgebiete als für die Laufbahn notwendige Sachgebiete. 
Bei Laufbahnen besonderer Fachrichtungen sind die Prüfungs­
gebiete auf Grund eines Vergleiches mit den der Laufbahnbefä­
higung zugrunde liegenden Prüfungsgebieten festzulegen. 

(4) Die Laufbahnordnungsbehörde vergleicht die für die Lauf­
bahnbefähigung als unverzichtbar angesehenen Sachgebiete aus 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung mit den Qualifikatio­
nen und den Erfahrungen des Antragstellers, die bereits in ei­
nem anderen Mitgliedstaat erworben wurden. Anschließend 
legt die Laufbahnordnungsbehörde im Einzelfall, abhängig von 
den festgestellten Defiziten, den konkreten Inhalt und Umfang 
der Prüfung fest. Sie kann weitere Bestimmungen zur Prüfung 
treffen, soweit diese Verordnung und die Ausbildungs- und Prü­
fungsordnungen keine abschließenden Regelungen treffen. 

(5) Für die Durchführung der Prüfung und die Bewertung der 
Prüfungsleistungen gelten die für die jeweilige Laufbahn gel­
tenden Prüfungsbestimmungen entsprechend. Soweit für die 
Laufbahn keine Prüfungsbestimmungen existieren, erfolgt die 
Bewertung auf der Grundlage der Notenskala des § 21 Absatz 2; 
die Eignungsprüfung kann einmal wiederholt werden. 

(6) Die Eignungsprüfung kann auf der Grundlage einer Verwal­
tungsvereinbarung mit dem Bund oder einem anderen Land 
auch von einem darin bestimmten Prüfungsamt nach dessen 
Prüfungsvorschriften abgenommen werden. 

§ 47 
Anpassungslehrgang 

(1) Ein Anpassungslehrgang vermittelt die Aufgaben der ange­
strebten Laufbahn unter der Verantwortung eines qualifizierten 
Inhabers der angestrebten Laufbahnbefähigung. Er kann mit 
einer Zusatzausbildung einhergehen. 

(2) Durchführung und Organisation des Anpassungslehrganges 
obliegen der Laufbahnordnungsbehörde, die hierfür auch eine 
andere Behörde bestimmen kann. 

(3) Der Anpassungslehrgang dient dazu, die im Vergleich zwi­
schen vorhandener und geforderter Ausbildung fehlenden Qua­
lifikationen zu erwerben. Er darf höchstens drei Jahre dauern. 
Die konkreten Inhalte und die konkrete Dauer werden unter 
Berücksichtigung des festgestellten Defizits im Hinblick auf 
die Erfordernisse der jeweiligen Laufbahn festgelegt. Bei Lauf­
bahnen mit Vorbereitungsdienst darf der Anpassungslehrgang 
die Dauer des Vorbereitungsdienstes nicht überschreiten. 

(4) Der Lehrgang ist Gegenstand einer Bewertung. Zur Bewer­
tung wird die Notenskala der jeweiligen Ausbildungs- und Prü­
fungsordnung oder, sofern eine solche nicht existiert, die des 
§ 21 Absatz 2 herangezogen. Werden die Leistungen nicht min­
destens mit der Gesamtnote „ausreichend“ bewertet, ist der An­
passungslehrgang nicht bestanden. 

(5) Die Rechte und Pflichten während des Anpassungslehrganges 
werden durch Vertrag zwischen dem Land Brandenburg, ver­
treten durch die nach Absatz 2 zuständige Behörde, und dem 
Antragsteller festgelegt. Der Antragsteller befindet sich wäh­
rend des Anpassungslehrganges in einem öffentlich-rechtlichen 
Berufsqualifikations-Anerkennungsverhältnis, welches durch das 
als Anlage 3 beigefügte Vertragsmuster näher geregelt wird. 
Der Anpassungslehrgang endet vorzeitig auf Antrag oder wenn 
schwerwiegende Pflichtverletzungen des Antragstellers der Fort­
führung entgegenstehen. 

§ 48 
Entscheidung 

(1) Über den Antrag ist innerhalb von vier Monaten nach Vor­
lage der vollständigen Unterlagen zu entscheiden. In den Fäl­
len des § 41 Absatz 1 Satz 2 beträgt die Frist drei Monate. Fest­
gestellte Defizite werden dem Antragsteller schriftlich mitge­
teilt. Die Mitteilung enthält auch Informationen zu den mögli­
chen Ausgleichsmaßnahmen nach den §§ 45 bis 47, insbeson­
dere zu den Prüfungsgebieten im Falle einer Eignungsprüfung, 
sowie gegebenenfalls eine Aufforderung, sich für eine Aus­
gleichsmaßnahme zu entscheiden. 

(2) Im Falle einer Anerkennung ist in der schriftlichen Mittei­
lung darauf hinzuweisen, dass die Anerkennung keinen An­
spruch auf Einstellung begründet. 

(3) Die Anerkennung ist insbesondere zu versagen, wenn 

1.	 die Voraussetzungen des § 42 nicht erfüllt sind, 
2.	 die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen trotz 

Aufforderung nicht in angemessener Frist vollständig vor­
gelegt wurden, 

3.	 die festgelegten Ausgleichsmaßnahmen nicht erfolgreich 
abgeschlossen worden sind oder der Antragsteller sich ih­
nen aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht unterzogen 
hat oder 

4.	 der Antragsteller wegen schwerwiegender beruflicher Ver­
fehlungen, Straftaten oder aus sonstigen Gründen für 
den Zugang zum Beamtenverhältnis nicht geeignet er­
scheint. 

§ 49 
Erwerb der Laufbahnbefähigung 

Mit dem erfolgreichen Abschluss des Anerkennungsverfah­
rens wird die Befähigung für die jeweilige Laufbahn erwor­
ben. Über den Erwerb der Befähigung ist dem Antragsteller 
eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 4 auszuhän­
digen. 

§ 50 
Berufsbezeichnung 

Sofern mit dem Erwerb der Laufbahnbefähigung die Befugnis 
verbunden ist, eine Bezeichnung zu führen, wird diese als Be­
rufsbezeichnung geführt. 



639 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 30 vom 9. Oktober 2009 

Kapitel 5

Andere Bewerber


§ 51 
Andere Bewerber 

(1) Andere Bewerber müssen durch ihre Lebens- und Berufser­
fahrung innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes be­
fähigt sein, die Aufgaben ihrer künftigen Laufbahn wahrzuneh­
men. Die für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung, Aus­
bildung (Vorbereitungsdienst oder hauptberufliche Tätigkeit) 
und Laufbahnprüfung dürfen von ihnen nicht gefordert wer­
den. 

(2) In eine Laufbahn, für die eine bestimmte Vorbildung, Aus­
bildung oder Prüfung außerhalb des Landesbeamtengesetzes, 
dieser Verordnung oder einer Rechtsverordnung nach § 26 des 
Landesbeamtengesetzes vorgeschrieben oder nach ihrer Eigen­
art zwingend erforderlich ist, können andere Bewerber nicht 
eingestellt werden. 

(3) Ein anderer Bewerber darf nur eingestellt werden, wenn 

1.	 er eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens fünf 
Jahren nachweist, die nach Fachrichtung, Breite und Wer­
tigkeit dem Aufgabenspektrum der künftigen Laufbahn ent­
spricht, 

2.	 er das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
3.	 kein geeigneter Laufbahnbewerber zur Verfügung steht oder 

ein besonderes dienstliches Interesse an der Gewinnung 
des Bewerbers als Beamter besteht und 

4.	 die Laufbahnbefähigung auf Antrag der obersten Dienstbe­
hörde vom Landespersonalausschuss festgestellt worden ist. 

(4) Das Verfahren zur Feststellung der Befähigung regelt der 
Landespersonalausschuss. 

Kapitel 6 
Ausnahmeentscheidungen des Landespersonalausschusses 

§ 52 
Ausnahmeentscheidungen des Landespersonalausschusses 

Der Landespersonalausschuss kann auf Antrag der obersten 
Dienstbehörde Ausnahmen von folgenden Vorschriften dieser 
Verordnung zulassen: 

1.	 Ausschreibung (§ 4), 
2.	 Probezeit, Mindestprobezeit (§ 9), 
3.	 Beförderungsverbot während der Probezeit, vor Ablauf ei­

nes Jahres seit der Beendigung der Probezeit und der ers­
ten Übertragung eines Amtes der nächsthöheren Laufbahn­
gruppe nach einem Aufstieg oder der letzten Beförderung 
(§ 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3), 

4.	 Überspringen von Ämtern bei Beförderung (§ 10 Absatz 2), 
5.	 Verkürzung der Erprobungszeit (§ 11), 
6.	 Höchstalter für die Einstellung (§ 19 Absatz 1, § 51 Absatz 3 

Nummer 2). 

Kapitel 7

Besondere Vorschriften für Beamte der Gemeinden 


und Gemeindeverbände


§ 53 
Beamte der Gemeinden und Gemeindeverbände 

Beim Erlass allgemeiner Regelungen nach dieser Verordnung 
tritt in den Gemeinden und Gemeindeverbänden an die Stelle 
der obersten Dienstbehörde die jeweilige Vertretung. 

Kapitel 8

Übergangs- und Schlussvorschriften


§ 54 
Übergangsregelungen 

(1) Beamte, die sich bei Inkrafttreten dieser Verordnung in 
Laufbahnen befinden, die in den Anlagen 1 und 2 nicht ge­
nannt sind (geschlossene Laufbahnen), verbleiben in ihrer bis­
herigen Rechtsstellung; auf sie sind die Vorschriften dieser Ver­
ordnung entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Pflicht zur Stellenausschreibung des § 4 Absatz 1 gilt 
bis zum 31. Dezember 2019 nicht für Stellen, die mit Arbeit­
nehmern besetzt sind, die auf diesen Stellen verbeamtet werden 
sollen, wenn deren Arbeitsverhältnisse im Ergebnis einer Stel­
lenausschreibung und eines Auswahlverfahrens für diese Stel­
len begründet wurden und sie die erforderliche Laufbahnbefä­
higung besitzen. In Einzelfällen gilt Satz 1 auch für andere 
Stellen, die für die Übernahme von unbefristet beschäftigten 
Arbeitnehmern vorgesehen sind, wenn Gründe der Personalpla­
nung oder des Personaleinsatzes einer Ausschreibung entgegen­
stehen. Über Ausnahmen nach Satz 2 entscheidet die oberste 
Dienstbehörde. 

(3) Bis zum 31. Dezember 2019 ist bei Vorliegen eines dienstli­
chen Bedürfnisses und der Zustimmung des Beamten auch ein 
Wechsel in eine nicht gleichwertige Laufbahn derselben Lauf­
bahngruppe zulässig, wenn auf Grund des durch die oberste 
Dienstbehörde festgestellten Befähigungs- und Kenntnisstan­
des des Beamten zu erwarten ist, dass die Befähigung für die 
neue Laufbahn durch Unterweisung in Aufgaben der neuen 
Laufbahn erworben werden kann. Die Unterweisung hat auf 
zwei Dienstposten in unterschiedlichen Aufgabenbereichen zu 
erfolgen. § 7 Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 sind anzu­
wenden. Auf die Unterweisungszeit können Zeiten angerechnet 
werden, in denen der Beamte Aufgaben wahrgenommen oder 
Fähigkeiten und Kenntnisse erworben hat, die denen der neuen 
Laufbahn entsprechen, wenn diese nicht bereits der Feststellung 
des Befähigungs- und Kenntnisstandes nach Satz 1 zugrunde 
gelegt wurden. 

§ 55 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Gleichzeitig tritt die Laufbahnverordnung vom 25. Februar 1997 
(GVBl. II S. 58), die zuletzt durch Verordnung vom 20. Juni 
2008 (GVBl. II S. 240) geändert worden ist, außer Kraft. 

Potsdam, den 16. September 2009 

Die Landesregierung 
des Landes Brandenburg 

Der Ministerpräsident 

Matthias Platzeck 

Der Minister des Innern 

Jörg Schönbohm 

Anlage 1 
(zu § 3) 

Laufbahnen mit geregelter Ausbildung (Vorbereitungsdienst) und Laufbahnordnungsbehörden 

a) Regellaufbahnen des einfachen Dienstes 

Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

1. Justizwachtmeisterdienst Justiz 

2. Steuerverwaltungsdienst Steuerverwaltung 

b) Regellaufbahnen des mittleren Dienstes 

Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

1. Allgemeiner Verwaltungsdienst allgemeines öffentliches Dienstrecht 

2. Eich- und messtechnischer Dienst Eich- und technisches Prüfwesen 

3. Gerichtsvollzieher Justiz 

4. Technischer Gewerbeaufsichtsdienst Gewerbeaufsicht 

5. Justizdienst Justiz 

6. Steuerverwaltungsdienst Steuerverwaltung 

7. Allgemeiner Vollzugsdienst bei Justizvollzugsanstalten Justiz 

c) Regellaufbahnen des gehobenen Dienstes 

Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

1. Allgemeiner Verwaltungsdienst allgemeines öffentliches Dienstrecht 

2. Amtsanwaltsdienst Justiz 

3. Eich- und messtechnischer Dienst Eich- und technisches Prüfwesen 

4. Technischer Gewerbeaufsichtsdienst Gewerbeaufsicht 

5. Gehobener kartographischer Verwaltungsdienst Vermessungs- und Katasterwesen 

6. Gehobener nichttechnischer Dienst bei der Deutschen 
Rentenversicherung Berlin-Brandenburg 

Sozialversicherung 



641 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 30 vom 9. Oktober 2009 

Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

7. Rechtspfleger Justiz 

8. Steuerverwaltungsdienst Steuerverwaltung 

9. Gehobener vermessungstechnischer Verwaltungsdienst Vermessungs- und Katasterwesen 

10. Gehobener Vollzugsdienst Justiz 

d) Regellaufbahnen des höheren Dienstes 

Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

1. Allgemeiner Verwaltungsdienst allgemeines öffentliches Dienstrecht 

2. Technischer Gewerbeaufsichtsdienst Gewerbeaufsicht 

3. Höherer Staatsdienst im Bergfach Bergwesen, Geologie und Rohstoffwirtschaft 

4. Höherer Staatsdienst im Markscheidefach Bergwesen, Geologie und Rohstoffwirtschaft 

5. Steuerverwaltungsdienst Steuerverwaltung 

6. Höherer technischer Verwaltungsdienst 

6.1 Fachrichtung Bauingenieurwesen Stadtentwicklung, Wohnen, Verkehr, Infrastruktur 

6.2 Fachrichtung Städtebau Stadtentwicklung, Wohnen, Verkehr, Infrastruktur 

6.3 Fachrichtung Hochbau Bau- und Liegenschaftsverwaltung 

6.4 Fachrichtung Maschinen- und Elektrotechnik Bau- und Liegenschaftsverwaltung 

6.5 Fachrichtung Vermessungs- und Liegenschaftswesen Vermessungs- und Katasterwesen 

Anlage 2 
(zu den §§ 3 und 35) 

Laufbahnen besonderer Fachrichtung und Laufbahnordnungsbehörden 

a) Laufbahnen besonderer Fachrichtungen des mittleren Dienstes 

Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

1. Krankenpflegedienst bei den Justizvollzugsanstalten Justiz 

2. Dienst in der Lebensmittelüberwachung Verbraucherschutz 

3. Technischer Dienst Umwelt-, Klima-, Wasser- und Bodenschutz 

4. Werkdienst bei den Justizvollzugsanstalten Justiz 

b) Laufbahnen besonderer Fachrichtungen des gehobenen Dienstes 

Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

1. Archivdienst Wissenschaft, Forschung und Kultur 

2. Bibliotheksdienst Wissenschaft, Forschung und Kultur 

3. Bautechnischer Dienst Bau- und Liegenschaftsverwaltung 

4. Dienst in der Denkmalpflege und im Denkmalschutz Denkmalpflege und Denkmalschutz 

5. Forstwirtschaftlicher, landwirtschaftlicher und gartenbau­
licher Dienst 

Forst- und Landwirtschaft 

6. Dienst als Informatiker IT-Einsatz-Strategie, eGovernment, Datenschutz 

7. Pädagogischer Dienst bei Justizvollzugseinrichtungen Justiz 

8. Prüfungsdienst im Geschäftsbereich des Landesrech­
nungshofes 

Landesrechnungshof 

9. Raumordnungsdienst Raumordnung, Landespflege, Wasser- und Bodenschutz 

10. Sozialer Dienst Soziales 
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Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

11. Technischer Dienst in der Bergverwaltung Bergwesen, Geologie und Rohstoffwirtschaft 

12. Technischer Dienst in der Umweltverwaltung Umwelt-, Klima-, Wasser- und Bodenschutz 

13. Wirtschaftsverwaltungsdienst Wirtschaft 

c) Laufbahnen besonderer Fachrichtungen des höheren Dienstes 

Nr. Laufbahn Laufbahnordnungsbehörde; 
oberste Landesbehörde mit folgender Zuständigkeit 

1. Dienst als akademischer Rat Wissenschaft, Forschung und Kultur 

2. Archivdienst Wissenschaft, Forschung und Kultur 

3. Ärztlicher Dienst Gesundheitswesen 

4. Bibliotheksdienst Wissenschaft, Forschung und Kultur 

5. Dienst als Biologe Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz 

6. Dienst als Chemiker Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz 

7. Dienst in der Denkmalpflege und im Denkmalschutz Denkmalpflege und Denkmalschutz 

8. Eich- und messtechnischer Dienst Eich- und technisches Prüfwesen 

9. Forstwirtschaftlicher, landwirtschaftlicher und garten­
baulicher Dienst 

Forst- und Landwirtschaft 

10. Geologischer Dienst Bergwesen, Geologie und Rohstoffwirtschaft 

11. Geowissenschaftlich-technischer Dienst Umweltschutz 

12. Dienst als Informatiker IT-Einsatz-Strategie, eGovernment, Datenschutz 

13. Dienst in der Lebensmittelüberwachung Verbraucherschutz 

14. Pharmazeutischer Dienst Gesundheitswesen 

15. Dienst als Physiker Kerntechnik, Strahlenschutz 

16. Prüfungsdienst im Geschäftsbereich des Landesrech­
nungshofes 

Landesrechnungshof 

17. Psychologischer Dienst Justiz 

18. Raumordnungsdienst Raumordnung, Landespflege, Wasser- und Bodenschutz 

19. Sozialer Dienst Soziales 

20. Soziologischer Dienst Justiz 

21. Strafrechtlicher Ermittlungsdienst in Wirtschaftsstrafsachen Justiz 

22. Technischer Dienst in der Bergverwaltung Bergwesen, Geologie und Rohstoffwirtschaft 

23. Technischer Dienst in der Umweltverwaltung Umwelt-, Klima-, Wasser- und Bodenschutz 

24. Tierärztlicher Dienst Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

25. Wirtschaftsverwaltungsdienst Wirtschaft 
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Anlage 3 
(zu § 47 Absatz 5) 

Muster des Vertrags zur Regelung der Rechte und Pflichten während des Anpassungslehrganges 

Vertrag 

zwischen 

dem Land Brandenburg 

– vertreten durch …………………………….…………………………. – 

und 

Herrn/Frau ..................................................................................


geboren am .................................................................................


wohnhaft .....................................................................................


wird folgender Vertrag geschlossen: 

§ 1 

Herr/Frau ................................................................................................... wird für die Zeit vom ................................................ bis zum 


.............................................. Gelegenheit gegeben, in einem Anpassungslehrgang im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe g, des 

Artikels 14 der Richtlinie 2005/36/EG und des § 47 der Laufbahnverordnung die Kenntnisse und Fähigkeiten für die Laufbahn 

.....................................................................................................................................................................................................................


...................................................................................................................................................................................................................... 

zu erwerben, die ihm/ihr nach den festgestellten Defiziten noch fehlen. Dadurch entsteht ein öffentlich-rechtliches Berufsqualifika­

tions-Anerkennungsverhältnis. 

§ 2 

(1) Der Anpassungslehrgang besteht aus einer berufspraktischen Ausbildung in den Aufgaben der oben genannten Laufbahn unter An­

leitung und Verantwortung eines qualifizierten Inhabers der Laufbahnbefähigung (Ausbildungsleitung). 

(2) Der Anpassungslehrgang umfasst eine Zusatzausbildung in Form von Fortbildungsmaßnahmen, wenn die vorhandenen Defizite 

nicht im Rahmen der berufspraktischen Tätigkeit vermittelt werden können. 

(3) Folgende Defizite wurden bei Herrn/Frau ....................................................................... festgestellt:


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


Das Ziel des Anpassungslehrganges ist die Beseitigung dieser Defizite. Die Ausbildungsleitung legt die weiteren Einzelheiten des An­

passungslehrganges fest. Dabei stellt sie durch geeignete Maßnahmen sicher, dass sich Herr/Frau .......................................................... 

die Kenntnisse und Fähigkeiten der in § 1 genannten Laufbahnbefähigung in sachgerechter Form aneignen kann. 
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(4) Er/Sie kann sich in allen Fragen der Durchführung des Anpassungslehrganges an die Ausbildungsleitung wenden. 

§ 3 

Dienstobliegenheiten werden nicht übertragen. 

§ 4 

Der Anpassungslehrgang endet außer durch Ablauf der festgesetzten Zeit vorzeitig auf Antrag. Er kann außerdem vorzeitig von Amts 

wegen beendet werden, wenn schwerwiegende Pflichtverletzungen von Herrn/Frau ................................................................................ 

der Fortführung entgegenstehen. 

§ 5 

Herr/Frau ....................................................................... hat den Anweisungen der Ausbildungsleitung zu folgen; er oder sie wird zu 

Beginn des Anpassungslehrganges auf die Pflicht zur Verschwiegenheit hingewiesen. 

§ 6 

Eine Vergütung oder ein sonstiges Entgelt wird nicht gewährt. 

Potsdam, den ...............................................................................


.................................................................................................... .................................................................................................... 
Unterschrift der Teilnehmerin oder des Teilnehmers Unterschrift des Vertreters des Landes Brandenburg 
des Anpassungslehrganges 
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Anlage 4 
(zu § 49) 

Muster der Bescheinigung über den Erwerb der Laufbahnbefähigung auf Grund des Gemeinschaftsrechts 

Bescheinigung

über den Erwerb der Laufbahnbefähigung


auf Grund einer Berufsqualifikation nach der Richtlinie 2005/36/EG1


Auf Grund des § 49 der Laufbahnverordnung2 wird bescheinigt, dass 

Herr/Frau ...................................................................................


geboren am .................................................................................


auf Grund folgender Qualifikationsnachweise3) 

......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


......................................................................................................................................................................................................................


ggf.4)


und nach Ablegung einer Eignungsprüfung5)


oder4)


nach Teilnahme an einem Anpassungslehrgang6)


die Befähigung für die Laufbahn7) 

......................................................................................................................................................................................................................


erworben hat. 

Ministerium .............................. Potsdam, den .............................. ...........................................................................

(Laufbahnordnungsbehörde)	 (Unterschrift / Dienstsiegel) 

1	 Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 
30.9.2005, S. 22) 

2	 Laufbahnverordnung vom 16. September 2009 (GVBl. II S. 622) 
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Erläuterungen (nicht Inhalt der Bescheinigung):


3) Die Bezeichnungen der Qualifikationsnachweise (§ 43 Absatz 2 Nummer 3, 5 bis 7 LVO) sind anzuführen.


4) Nicht Zutreffendes ist zu streichen.


5) Angabe der Art der Eignungsprüfung (§ 46 LVO).


6) Bezeichnung des Anpassungslehrganges (§ 47 LVO).


7) Bezeichnung der jeweiligen Laufbahn einfügen.
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